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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Handelsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Grundpreises 
und der Standardqualität für geschlachtete Schweine für die Zeit vom 
1. November 1974 bis 31. Oktober 1975 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für Schweinehälften 

Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 2595/69 zur Festlegung 
der Voraussetzungen für die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem Sektor 
Geflügelfleisch 

Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 2594/69 zur Festlegung 
der Voraussetzung für die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Eier 

Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr, 739/68 zur Festsetzung 
der allgemeinen Vorschriften betreffend die Gewährung von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung auf dem Sektor Schweinefleisch 

Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 897/69 zur Festsetzung 
der im Falle einer erheblichen Preiserhöhung auf dem Schweinefleischsektor 
anzuwendenden Grundregeln 

Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 133/67 zur Festlegung 
der Regeln für die Berechnung eines Teilbetrags der Abschöpfung 
für geschlachtete Schweine 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 1 1. März 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Schw 30/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Februar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfung und des Einschleusungspreises 
für Geflügelfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . . des Rates 
vom . . . über die gemeinsame Marktorganisation für 
Geflügelfleisch, insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3 
und Artikel 7 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Komission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Abschöpfung auf geschlachtetes Geflügel be- 
steht insbesondere aus einem Teilbetrag in Höhe des 
Unterschieds zwischen den Preisen in der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt für die Futtergetrei- 
demenge, die in der Gemeinschaft zur Erzeugung 
von einem Kilogramm geschlachtetem Geflügel der 
jeweiligen Art erforderlich ist. 

Es empfiehlt sich, diese Menge nach Maßgabe 
eines Veredelungskoeffizienten zu bestimmen, der 
das Verhältnis zwischen dem Gewicht des geschlach- 
teten Geflügels und dem Gewicht der zu seiner Er- 
zeugung erforderlichen Futtergetreidemenge aus- 
drückt. Bei der Festlegung dieses Verhältnisses sind 
eine bestimmte Geflügelsterblichkeitsziffer während 
der Mast und die zur Erzeugung des Kükens im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr. . . . erforderliche Futtergetreidemenge 
zu berücksichtigen. Für die einzelnen Arten müssen 
unterschiedliche Veredelungskoeffizienten festgelegt 
werden. Auf Grund dieser Erwägungen ist es ange- 
zeigt, den Koeffizienten wie folgt festzusetzen: 

- 1 : 1,925 für geschlachtete Hühner, gerupft, ent- 

darmt, mit Kopf und Ständern, im folgen- 
den „Aufmachung 83 v. H." genannt; 

- 1 : 2,189 für geschlachtete Hühner, gerupft, ausge- 

nommen, ohne Kopf und Ständer, aber mit 
Herz, Leber und Muskelmagen, im folgen- 
den „Aufmachung 70 v. H." genannt; 

- 1 : 2,385 für geschlachtete Hühner, gerupft, ausge- 

nommen, ohne Kopf und Ständer, ohne 
Herz, Leber und Muskelmagen, im folgen- 
den „Aufmachung 65 v. H." genannt; 

- 1 : 3,029 für geschlachtete Enten, gerupft, ausge- 

blutet, geschlossen, auch entdarmt, mit 
Kopf und Paddeln, im folgenden „Auf- 
machung 85 v. H." genannt; 

- 1 :3j679 für geschlachtete Enten, gerupft, ausge- 

nommen, ohne Kopf und Paddeln, mit 


oder ohne Herz, Leber und Muskelmagen, 
im folgenden „Aufmachung 70 v. H." ge- 
nannt; 

- 1 : 4,087 für geschlachtete Enten, gerupft, ausge- 

nommen, ohne Kopf und Paddeln und 
ohne Herz, Leber und Muskelmagen, im 
folgenden „Aufmachung 63 v. H." ge- 
nannt; 

~ 1 : 3,122 für geschlachtete Gänse, gerupft, ausge- 
blutet, geschlossen, mit Kopf und Pad- 
deln, im folgenden „Aufmachung 82 v. H. JJ 
genannt; 

- 1 : 3,413 für geschlachtete Gänse, gerupft, ausge- 

nommen, ohne Kopf und Paddeln, mit 
oder ohne Herz und Muskelmagen, im 
folgenden „Aufmachung 75 v. H." ge- 
nannt; 

- 1 : 2,338 für geschlachtete Truthühner; 

- 1 : 3,808 für geschlachtete Perlhühner. 

Die Abschöpfung auf Küken ist nach der gleichen 
Methode zu errechnen wie die Abschöpfung auf ge- 
schlachtetes Geflügel. Dabei ist jedoch die Futter- 
getreidemenge zugrunde zu legen, die für die Erzeu- 
gung eines nicht nach Geflügelarten differenzierten 
Kükens in der Gemeinschaft erforderlich ist. 

Es empfiehlt sich, diese Menge nach Maßgabe 
eines Veredelungskoeffizienten von 1 : 0,392 zu be- 
stimmen, der das Verhältnis zwischen einem Küken 
und dem Gewicht der zu seiner Erzeugung erfor- 
derlichen Futtergetreidemenge ausdrückt. Bei der 
Festlegung dieses Verhältnisses ist die Futtergetrei- 
demenge zu berücksichtigen, die zur Erzeugung der 
zur Gewinnung eines Kükens erforderlichen Bruteier 
notwendig ist. 

Es ist angebracht, die Zusammensetzung einer Ge- 
treidemischung zu bestimmen, welche diese Mengen 
bildet. 

In dieser Mischung werden Getreide- oder Kleie- 
arten verwendet, die einer der drei hauptsächlich als 
Geflügelfutter verwendeten Getreidearten, nämlich 
Mais, Gerste und Hafer, gleichzustellen sind; insbe- 
sondere empfiehlt es sich, Futterweizen der Gerste 
gleichzustellen. 

Daher ist eine Getreidemischung folgender Zusam- 
mensetzung als repräsentativ anzusehen: 

- für Hühner: 

Mais 80 v. H., 

Gerste 20 v. H.; 
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— für Enten, Gänse, Truthühner und Perlhühner: 


Mais 

60 v. H., 

Gerste 

30 v. H., 

Hafer 

10 V. H.; 

— für Küken: 

Mais 

60 v. H., 

Gerste 

30 v. H., 

Hafer 

10 v. H. 


Wegen der Zusammensetzung der genannten Fut- 
tergetreidemengen erscheint es notwendig, daß 
deren Preis in der Gemeinschaft einerseits und auf 
dem Weltmarkt andererseits gleich dem nach der er- 
wähnten Zusammensetzung gewogenen Mittel der 
Preise der einzelnen Futtergetreidearten in der Ge- 
meinschaft einerseits und auf dem Weltmarkt ande- 
rerseits ist. 

Es empfiehlt sich, bei der Berechnung des Preises 
der einzelnen Futtergetreidearten folgendes zugrun- 
de zu legen: 

— das arithmetische Mittel der um ihre monatlichen 
Zuschläge erhöhten Schwellenpreise, die während 
des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a, zweiter 
Unterabsatz, der Verordnung Nr. . . . genannten 
Zeitraums gelten; 

— das arithmetische Mittel der cif-Preise, die für 
den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a, dritter 
Unterabsatz, der Verordnung Nr. . . . genannten 
Zeitraum ermittelt werden. 

Gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. . . . setzt sich 
der Einschleusungspreis für geschlachtetes Geflügel 
aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

— dem Preis, der für die Erzeugung von einem Kilo- 
gramm geschlachtetem Geflügel der einzelnen 
Arten in Drittländern erforderlichen Futtergetrei- 
demenge auf dem Weltmarkt; 

— einem je nach Geflügelart verschiedenen Pausch- 
betrag für die übrigen Futterkosten sowie für die 
allgemeinen Erzeugungs- und Vermarktungs- 
kosten. 

Der Einschleusungspreis für Küken ist nach der 
gleichen Methode zu errechnen wie der Einschleu- 
sungspreis für geschlachtetes Geflügel. Als Preis der 
Futtergetreidemenge auf dem Weltmarkt gilt dabei 
jedoch der Preis der für die Erzeugung von einem 
Küken in Drittländern erforderlichen Futtergetreide- 
menge. Es ist der Pauschbetrag für die übrigen Fut- 
terkosten sowie für die allgemeinen Erzeugungs- 
und Vermarktungskosten für ein Küken zugrunde 
zu legen. Der Preis der Futtergetreidemenge und der 
Pauschbetrag sind nicht nach Geflügelarten zu diffe- 
renzieren. 

Es empfiehlt sich, die Futtergetreidemengen nach 
Maßgabe eines Veredelungskoeffizienten zu bestim- 
men, der nach den gleichen Kriterien festgesetzt 
wird wie die zur Berechnung der Abschöpfungen 
verwendeten Veredelungskoeffizienten. Bei ge- 


schlachtetem Geflügel bleibt jedoch die für die Er- 
zeugung von einem Küken verwendete Futtergetrei- 
demenge unberücksichtigt. Auf Grund dieser Erwä- 
gungen ist es angezeigt, den Koeffizienten wie folgt 
festzusetzen: 

- 1 : 1,684 für geschlachtete Hühner der Aufmachung 

83 v. H.; 

- 1 : 1,915 für geschlachtete Hühner der Aufmachung 

70v.H. ; 

- 1 : 2,087 für geschlachtete Hühner der Aufmachung 

65 v. H. ; 

- 1 : 2,824 für geschlachtete Enten der Aufmachung 

85 v. H.; 

- 1 : 3,429 für geschlachtete Enten der Aufmachung 

70v.H. ; 

- 1 : 3,810 für geschlachtete Enten der Aufmachung 

63 v. H.; 

- 1 : 3,049 für geschlachtete Gänse der Aufmachung 

82 v. H.; 

- 1 : 3,333 für geschlachtete Gänse der Aufmachung 

75v.H. ; 

- 1 : 2,275 für geschlachtete Truthühner; 

- 1 : 3,410 für geschlachtete Perlhühner; 

- 1 : 0,392 für Küken. 

Auf Grund der in der Gemeinschaft und auf dem 
Weltmarkt gewonnenen Erfahrungen empfiehlt es 
sich, für die Futtergetreidemengen auf dem Welt- 
markt die gleiche Zusammensetzung zu wählen, wie 
sie innerhalb der Gemeinschaft bei der Berechnung 
der Abschöpfung zugrunde gelegt wird. 

Es ist angebracht, den Preis der Futtergetreide- 
menge nach der gleichen Methode zu errechnen wie 
die Abschöpfung. 

Das arithmetische Mittel der cif-Preise ist um 
einen Betrag von 0,475 Rechnungseinheiten je 100 
Kilogramm Getreide zu erhöben, um den Kosten der 
Beförderung bis zum Verwendungsort und den 
Kosten der Verarbeitung zu Futter Rechnung zu 
tragen. 

Bei der Bestimmung der Futtergetreidemenge auf 
dem Weltmarkt bleiben die übrigen Futterkosten so- 
wie die allgemeinen Erzeugungs- und Vermark- 
tungskosten unberücksichtigt. Die übrigen Futter- 
kosten beziehen sich auf eiweißhaltige Futterzusätze, 
Mineralsalze, Vitamine und prophylaktische Wirk- 
stoffe; die allgemeinen Erzeugungs- und Vermark- 
tungskosten umfassen die Kosten für Tierarzt, Ställe, 
Arbeitskräfte, Versicherungen, Beförderung und die 
Handelsspanne. Diese Kosten können pauschal wie 
folgt veranschlagt werden: 

- 0,6069 Rechnungseinheiten je Kilogramm für 

geschlachtete Hühner der Aufmachung 
83 v. H. ; 
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- 0,6900 Rechnungseinheiten je Kilogramm für 

geschlachtete Hühner der Aufmachung 
70 v. H. ; 

- 1,1518 Rechnungseinheiten je Kilogramm für 

geschlachtete Hühner der Aufmachung 
65 v. H; 

- 0,5353 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Enten der Aufmachung 85 v. H.; 

- 0,6500 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Enten der Aufmachung 70 v. H.; 

- 0,7222 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Enten der Aufmachung 63 v. H.; 

- 0,7240 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Gänse der Aufmachung 82 v. H.; 

- 0,5916 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Gänse der Aufmachung 75 v. H.; 

- 0,8929 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Truthühner; 

- 1,1356 Rechnungseinheiten je Kilogramm für ge- 

schlachtete Perlhühner; 

- 0,1448 Rechnungseinheiten für ein Küken. 

Bei der Festsetzung des ab 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai geltenden Einschleusungspreises 
ist der Entwicklung der Futtergetreidepreise auf dem 
Weltmarkt nur dann Rechnung zu tragen, wenn der 
Preis der Futtergetreidemenge gegenüber dem zur 
Berechnung des Einschleusungspreises für das vor- 
hergehende Vierteljahr herangezogenen Preis eine 
Mindestabweichung aufweist. Eine Abweichung von 
weniger als 3 v. H. hat keine nennenswerte Auswir- 
kung auf die Futterkosten bei Geflügel. Es empfiehlt 
sich, die Mindestabweichung auf 3 v. H. festzu- 
setzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 
der Verordnung Nr. genannten Futtergetrei- 

demengen und ihre Zusammensetzung sind in An- 
hang I Spalten 3 und 4 festgelegt. 


Artikel 2 

1. In der Gemeinschaft ist der Preis der Futter- 
getreidemenge gleich dem nach Maßgabe der 
Vomhundertsätze des Anhangs I Spalte 4 gewo- 
genen Mittel der Preise je Kilogramm der in die- 
ser Menge enthaltenen Getreidearten in der Ge- 
meinschaft. Das Mittel wird mit der in Anhang I 
Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufgeführten Zahl 
multipliziert. 

2. In der Gemeinschaft ist der Preis der einzelnen 
Futtergetreidearten gleich dem arithmetischen 
Mittel der um ihre monatlichen Zuschläge erhöh- 


ten Schwellenpreise der betreffenden Getreideart, 
die während eines am 1. August beginnenden 
Zeitraums von zwölf Monaten gelten. 


Artikel 3 

1. Auf dem Weltmarkt ist der Preis der Futter- 
getreidemenge gleich dem nach Maßgabe der 
Vomhundertsätze des Anhangs I Spalte 4 gewo- 
genen Mittel der Preise je Kilogramm der in die- 
ser Menge enthaltenen Getreidearten auf dem 
Weltmarkt. Das Mittel wird mit der in Anhang I 
Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufgeführten Zahl 
multipliziert. 

2. Auf dem Weltmarkt ist der Preis der einzelnen 
Futtergetreidearten gleich dem arithmetischen 
Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreide- 
art, die für den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 
a, dritter Unterabsatz, der Verordnung Nr. . . . 
vorgesehenen Zeitraum von sechs Monaten er- 
mittelt werden. 


Artikel 4 

1. Der Preis der in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a 
und Absatz 3 der Verordnung Nr. . . . genannten 
Futtergetreidemengen ist gleich dem Preis der in 
Anhang II Spalte 3 festgesetzten Futtergetreide- 
mengen, deren Zusammensetzung in Anhang II 
Spalte 4 aufgeführt ist. 

2. Der Preis dieser Futtergetreidemengen ist gleich 
dem nach Maßgabe der Vomhundertsätze des An- 
hangs II Spalte 4 gewogenen Mittel der Preise je 
Kilogramm der in dieser Menge enthaltenen Ge- 
treidearten. Das Mittel wird mit der in Anhang II 
Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufgeführten Zahl 
multipliziert. 

3. Der Preis der einzelnen Getreidearten ist gleich 
dem arithmetischen Mittel der cif-Preise der be- 
treffenden Getreideart zuzüglich eines Betrages 
von 0,475 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
Getreide. Die cif-Preise werden für den in Arti- 
kel 7 Absatz 2, zweiter Untersatz, der Verord- 
nung Nr. . . . vorgesehenen Zeitraum von sechs 
Monaten ermittelt. 


Artikel 5 

Die in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3 
der Verordnung Nr. .../... genannten Pauschbe- 
träge sind in Anhang II Spalte 5 festgelegt. 


Artikel 6 

Die in Artikel 7 Absatz 2, dritter Unterabsatz, der 
Verordnung Nr. . . . genannte Mindestabweichung 
wird auf 3 v. H. festgesetzt. 
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Artikel 7 

1. Die Verordnung Nr. 146/67/EWG des Rates vom 
21. Juni 1967 zur Festsetzung der Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfung und des Ein- 
schleusungspreises für Geflügelfleisch 1 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1717/ 
74 2 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


!) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2470/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 181 
vom 4. Juli 1974, S. 3 
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Anhang I 


Nummer des 
gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Menge 
in kg 

Zusammensetzung 

1 

1 

2 

3 


4 

01.05 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, 
Truthühner und Perlhühner), lebend 




02.02 

A. Küken 

Hausgeflügel, nicht lebend, und genießba- 
rer Schlachtabfall hiervon (ausgenommen 
Lebern), frisch, gekühlt oder gefroren 

A. Ganzes Geflügel: 

I. Hühner: 

0,392 

(Stück) 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


a) Aufmachung 83 v. H. 

1,925 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 

20 v. H. 


b) Aufmachung 70 v. H. 

2,189 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 

20 v. H. 


c) Aufmachung 65 v. H. 

II. Enten: 

2,385 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 

20 v. H. 


a) Aufmachung 85 v. H. 

i 

3,029 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


b) Aufmachung 70 v. H. 

3,679 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


c) Aufmachung 63 v. H. 

III. Gänse: 

4,087 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


a) Aufmachung 82 v. H. 

, | 

3,122 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


b) Aufmachung 75 v. H. 

3,413 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


IV. Truthühner 

2,338 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 


V. Perlhühner 

3,808 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 

30 v. H. 

10 v. H. 
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Anhang II 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Menge 
in kg 

Zusammensetzung 

1 

2 

3 


4 

01.05 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, 
und Perlhühner), lebend 

Truthühner 





A. Küken 


0,392 

(Stück) 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 

02.02 

Hausgeflügel, nicht lebend, und genießbarer 
Schlachtabfall hiervon (ausgenommen Lebern), 
frisch, gekühlt oder gefroren 





A. Ganzes Geflügel: 






I. Hühner: 






a) Aufmachung 83 v. H. 


1,684 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 
20 v. H. 


b) Aufmachung 70 v. H. 


1,915 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 
20 v. H. 


c) Aufmachung 65 v. H. 


2,087 

Mais 

Gerste 

80 v. H. 
20 v. H. 


II. Enten: 






a) Aufmachung 85 v. H. 


2,824 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


b) Aufmachung 70 v. H. 


3,429 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
lOv.H. 


c) Aufmachung 63 v. H. 


3,810 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


III. Gänse: 

a) Aufmachung 82 v. H. 


3,049 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


b) Aufmachung 75 v. H. 


3,333 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


IV. Truthühner 


2,275 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


V, Perlhühner 


3,410 

Mais 

Gerste 

Hafer 

60 v. H. 
30 v. H. 
10 v. H. 


Pausch- 
betrag 
in RE 

5 


0,1448 


0,6069 

0,6900 

0,7518 

0,5353 

0,6500 

0,7222 

0,7240 

0,5916 

0,8929 

1,1356 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2595/69 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen 
der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Ra- 
tes im Sektor Eier und Geflügelfleisch ebenfalls den 
Text der Verordnung (EWG) Nr. 2595/69 vom 18. De- 
zember 1969 zur Festlegung der Voraussetzungen 


für die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem 
Sektor Geflügelfleisch 3 ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen 
formeller Art notwendig, die nachstehend in einer 
vereinfachten Form wiedergegeben wird, jedoch in 
den Text eingefügt werden sollen: 


Verweisungen 


Alter Text 


Neuer Text 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2595/69 des 
Rates vom 18. Dezember 1969 zur Festle- 
gung der Voraussetzungen für die Anwen- 
dung der Schutzmaßnahmen auf dem Sek- 
tor Geflügelfleisch 3 ) wird aufgehoben. 



2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verord- 
nungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 

Angabe der betreffenden 
Re chts vo r s chrif te n 

2. Rechtsgrundlage 
1 . Erwägungsgrund 

5. Erwägungsgrund 

6. Erwägungsgrund 

7. Erwägungsgrund 
Artikel 1 

Artikel 2 
Artikel 3, par. 1 

Artikel 3, par. 2 


werden, durch Verweisung auf ihre neue Nummer 
zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

zu ersetzende Fundstelle: 

— 123/67/EWG . . . vom 13. 6. 1967 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 
123/67/EWG 

— 123/67/EWG 

— 123/67/EWG 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 324 vom 27. Dezember 1969, S. 10 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Geflügelfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), 
insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 der diesem 
Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 55 der Beitrittsakte sind die Preis- 
unterschiede für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten 
dadurch auszugleichen, daß im Handel zwischen 
ihnen sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und Drittländern Ausgleichsbeträge erhoben oder 
gewährt werden; für den Sektor Geflügelfleisch sind 
diese Ausgleichsbeträge nach Artikel 79 der Akte 
zu berechnen. 

Der Ausgleichsbetrag je Kilogramm geschlachtetes 
Geflügel muß ausgehend von den Ausgleichsbeträ- 
gen berechnet werden, die auf die Futtergetreide- 
menge angewandt werden, welche in der Gemein- 
schaft zur Erzeugung von einem Kilogramm ge- 
schlachtetem Geflügel erforderlich ist; diese Futter- 
getreidemenge ist in Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr /. . des Rates vom zur Festset- 

zung der Vorschriften für die Berechnung der Ab- 
schöpfung und des Einschleusungspreises für Ge- 
flügelfleisch 2 ) festgesetzt worden. 

Der Ausgleichsbetrag je Küken ist nach denselben 
Kriterien zu berechnen. 

Die auf Futtergetreide anzuwendenden Ausgleichs- 
beträge wurden nach der Verordnung (EWG) Nr. 
229/73 des Rates vom 31. Januar 1973 zur Festlegung 
der Grundregeln für die Ausgleichsbeträge für Ge- 
treide 3 ) festgesetzt. 

Darüber hinaus ist der wirtschaftlichen Lage bei 
der Erzeugung von Geflügelfleisch in den neuen Mit- 
gliedstaaten Rechnung zu tragen. 

Für die anderen Erzeugnisse, die unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr /. . des Rates vom 

über die gemeinsame Marktorganisation für Geflü- 
gelfleisch 4 ) fallen, ist der Ausgleichsbetrag mit Hilfe 
der zur Berechnung der Abschöpfung anzuwenden- 
den Koeffizienten von dem Ausgleichsbetrag für ge- 
schlachtetes Geflügel abzuleiten. 


Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr /. . 

kann die Erhebung oder Gewährung der Ausgleichs- 
beträge für Getreide beschränkt werden, um der in 
Artikel 56 der Beitrittsakte erwähnten Lage zu be- 
gegnen; dieser Beschränkung ist bei den Erzeugnis- 
sen des Sektors Geflügelfleisch als Getreidefolge- 
erzeugnissen Rechnung zu tragen, um ein reibungs- 
loses Funktionieren der gemeinsamen Marktorga- 
nisation sicherzustellen. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Warenverkehr dazu dienen, einen Austausch 
der Erzeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaaten mit 
unterschiedlichem Preisniveau unter befriedigenden 
Bedingungen zu ermöglichen, ist bei der Einfuhr in 
einem Mitgliedstaat mit höherem Futtergetreide- 
Preisniveau ein Ausgleichsbetrag zu erheben und 
umgekehrt bei der Ausfuhr nach einem Mitglied- 
staat mit niedrigerem Futtergetreide-Preisniveau 
ein Ausgleichsbetrag zu gewähren. 

Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a der Beitritts akte, 
wonach die Ausgleichsbeträge vom einführenden 
Mitgliedstaat erhoben oder vom ausführenden Mit- 
gliedstaat gewährt werden, bedeutet demnach, daß 
die Aufgabe der Erhebung oder Gewährung dieser 
Beträge dem Mitgliedstaat obliegt, dessen Futter- 
getreide-Preisniveau das höhere ist. 

Die Art und Weise der Erhebung und Gewährung 
der Ausgleichsbeträge ist so festzulegen, daß Ver- 
kehrsverlagerungen verhindert werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Ausgleichsbeträge werden, ausgehend von den 
im Anhang für geschlachtetes Geflügel und Küken 
festgesetzten Beträgen, nach Maßgabe der Verän- 
derung derjenigen Ausgleichsbeträge berechnet, die 
auf die Futtergetreidemenge angewandt werden, die 
in der Gemeinschaft zur Erzeugung eines Kilo- 
gramms Geflügelfleisch oder eines Kükens erforder- 
lich ist. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 1. Februar 1973, S. 25 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 
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Artikel 2 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und Dritt- 
ländern anzuwendenden Ausgleichsbeträge für die 
in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung 

(EWG) Nr /. . genannten Erzeugnisse werden 

mit Hilfe der Koeffizienten, die das in Artikel 5 
Absatz 1 derselben Verordnung erwähnte Verhältnis 
ausdrücken, von dem Ausgleichsbetrag für geschlach- 
tetes Geflügel abgeleitet. 


Artikel 3 

Wird an einem oder mehreren Tagen im Verlauf 
der ersten 75 Tage des dem 1. August, 1. November, 

1. Februar und 1. Mai vorangehenden Vierteljahres 
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr /. . ange- 

wandt, so wird der im folgenden Vierteljahr als Aus- 
gleichsbetrag für die in den Artikeln 1 und 2 genann- 
ten Erzeugnisse anzuwendende Betrag vierteljährlich 
nach Maßgabe des Durchschnitts derjenigen Beträge 
festgesetzt, die während der ersten 75 Tage des vor- 
hergehenden Vierteljahres für das Getreide galten, 

das in der in Artikel 1 der Verordnung Nr /. . 

genannten Futtergetreidemenge enthalten ist. 

Weicht der Betrag jedoch um weniger als 5 v. H. von 
dem für das vorhergehende Vierteljahr festgesetzten 
Betrag ab, so wird er unverändert beibehalten. 


Artikel 4 

Die im Handel zwischen zwei neuen Mitgliedstaaten 
anzuwendenden Ausgleichsbeträge sind gleich dem 
Unterschied zwischen den Ausgleichsbeträgen, die 
im Handel zwischen jedem dieser neuen Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung gelten. 


Artikel 5 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden die Ausgleichsbeträge 
von demjenigen der beiden betroffenen Mitglied- 
staaten erhoben oder gewährt, dessen Preisniveau 

für die in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr / 

. . erwähnte Futtergetreidemenge das höhere ist. 


Artikel 6 

1. Im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und Drittländern werden die Ausgleichsbeträge 
von den Abschöpfungen und Erstattungen abge- 
zogen. 


2. Wurde für ein Erzeugnis ein Ausgleichsbetrag 
festgesetzt und ist die Erstattung niedriger als 
der Ausgleichsbetrag oder gar nicht festgesetzt, 
so kann vorgesehen werden, daß bei der Ausfuhr 
des betreffenden Erzeugnisses nach Drittländern 
in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat ein Be- 
trag erhoben wird, der höchstens gleich dem Un- 
terschied zwischen dem Ausgleichsbetrag und der 
Erstattung oder - je nach Fall - höchstens gleich 
dem Ausgleichsbetrag ist. 


Artikel 7 

Angewandt wird der am Tage der Einfuhr oder Aus- 
fuhr geltende Ausgleichsbetrag. 


Artikel 8 

1. Die Art und Weise der Gewährung, Erhebung 

und Wiedereinziehung der Ausgleichsbeträge 
wird nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. . so festgelegt, daß 

vor allem Verkehrsverlagerungen verhindert 
werden. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung, insbesondere in Artikel 1 Absatz 1 fest- 
gelegten Ausgleichsbeträgen, werden nach dem- 
selben Verfahren erlassen. 

3. Die in Artikel 3 genannten Beträge werden von 
der Kommission festgesetzt. 


A r t i k e 1 9 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 235/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Geflügelfleisch 5 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2880/73 6 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 9 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 297 
vom 25. Oktober 1973, S. 4 
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Anhang 


Nummer des 

Warenbezeichnung 


Handel mit 


Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Dänemark 

Irland 

dem Vereinig- 
ten Königreich 

1 

2 

3 

4 | 

5 

01.05 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, Trut- 
hühner und Perlhühner), lebend: 

A. mit einem Stückgewicht von höchstens 

RE/ 100 Stück 

RE/100 Stück 

RE/100 Stück 

02.02 

185 g, genannt „Küken" 

Hausgeflügel, nicht lebend, und genießbarer 
Schlachtabfall hiervon (ausgenommen Le- 
bern), frisch, gekühlt oder gefroren: 

A. Geflügel, unzerteilt: 

I. Hühner: 

a) gerupft, entdarmt, mit Kopf und 
Ständern, genannt „Hühner 83 

0,1328 

RE/100 kg 

0,7175 

RE/100 kg 

1,4127 

RE/100 kg 


v. H. 11 

b) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und Ständer, mit Herz, Leber und 
Muskelmagen, genannt „Hühner 70 

0,3346 

3,7294 

6,6737 


v. H." 

c) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und Ständer, ohne Herz, Leber und 
Muskelmagen, genannt „Hühner 65 

0,3859 

4,3016 

7,6976 


v. H." 

II. Enten: 

a) gerupft, ausgeblutet, geschlossen, 
auch entdarmt, mit Kopf und Pad- 

0,4277 

4,7678 

8,5318 


deln, genannt „Enten 85 v. H." 

b) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und Paddeln, jedoch mit Herz, Le- 
ber und Muskelmagen, genannt 

1,0278 

5,5428 | 

10,9547 


„Enten 70 v. H." 

c) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und Paddeln und ohne Herz, Leber 
und Muskelmagen, genannt „Enten 

1,2486 

6,7334 

13,3077 

02.02 

63 v. H." 

III. Gänse: 

a) gerupft, ausgeblutet, geschlossen, 
mit Kopf und Paddeln, genannt 

1,3861 

7,4750 

14,7735 


„Gänse 80 v. H." 

b) gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und Paddeln, mit oder ohne Herz 
und Muskelmagen, genannt „Gänse 

1,1038 

5,9527 

11,7648 


75 v. H." 

1,2051 

6,4992 

12,8448 


IV. Truthühner: 

0,9699 

5,2306 

10,3376 


V. Perlhühner 

1,5091 

8,1386 

16,0840 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfung und des Einschleusungspreises für Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom über die gemeinsame Markt- 

organisation für Eier, insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 3 und Artikel 7 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Abschöpfung auf Eier in der Schale besteht 
insbesondere aus einem Teilbetrag in Höhe des 
Unterschieds zwischen den Preisen in der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt für die Futterge- 
treidemenge, die in der Gemeinschaft zur Erzeu- 
gung von einem Kilogramm Eier in der Schale er- 
forderlich ist. 

Es empfiehlt sich, diese Menge nach Maßgabe 
eines Veredelungskoeffizienten von 1 : 2,563 zu be- 
stimmen, der das Verhältnis zwischen einem Kilo- 
gramm Eier in der Schale und dem Gewicht der zu 
seiner Erzeugung erforderlichen Futtergetreide- 
menge ausdrückt; bei der Festlegung dieses Ver- 
hältnisses ist der Futterbedarf für die Aufzucht, Hal- 
tung und Legetätigkeit einer Legehenne auf der 
Grundlage der jährlichen Durchschnittslegeleistung 
zu berücksichtigen; dem Verkauf ausgesonderter 
Hennen ist ebenfalls Rechnung zu tragen 

Die Abschöpfung auf Bruteier ist nach der gleichen 
Methode zu errechnen wie die Abschöpfung auf Eier 
in der Schale; dabei ist jedoch die in der Gemein- 
schaft für die Erzeugung von einem Brutei erforder- 
liche Futtergetreidemenge zugrunde zu legen. 

Diese Menge ist nach Maßgabe eines Verede- 
lungskoeffizienten von 1 : 0,245 zu bestimmen, der 
das Verhältnis zwischen einem Brutei und der zu 
seiner Erzeugung erforderlichen Futtergetreide- 
menge ausdrückt; bei der Festlegung dieses Ver- 
hältnisses werden der vorstehend erwähnte Futter- 
bedarf einer Legehenne und die spezifischen Pro- 
duktionsbedingungen der Betriebe berücksichtigt, 
die Bruteier liefern. 

Es ist angebracht, die Zusammensetzung einer 
Getreidemischung zu bestimmen, welche diese Men- 
gen bildet. 

In dieser Mischung werden Getreide- oder Kleie- 
arten verwendet, die einer der drei hauptsächlich als 
Futter für Legehennen verwendeten Getreidearten, 
nämlich Mais, Gerste und Hafer, gleichzustellen 
sind. Insbesondere empfiehlt es sich, Futterweizen 
der Gerste gleichzustellen. 


Daher ist eine Getreidemischung folgender Zu- 
sammensetzung als repräsentativ anzusehen: 

Mais 60 v. H. 

Gerste 30 v. H. 

Hafer lOv.H. 

Wegen der Zusammensetzung der genannten Fut- 
tergetreidemengen erscheint es notwendig, daß de- 
ren Preis in der Gemeinschaft einerseits und auf 
dem Weltmarkt andererseits gleich dem nach der 
erwähnten Zusammensetzung gewogenen Mittel der 
Preise der einzelnen Futtergetreidearten in der Ge- 
meinschaft einerseits und auf dem Weltmarkt an- 
dererseits ist. 

Es empfiehlt sich, bei der Berechnung des Preises 
der einzelnen Futtergetreidearten folgendes zu- 
grunde zu legen: 

— das arithmetische Mittel der um ihre monatli- 
chen Zuschläge erhöhten Schwellenpreise, die 
während des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a), 

zweiter Unterabsatz der Verordnung Nr 

genannten Zeitraums gelten; 

— das arithmetische Mittel der cif-Preise, die für 
den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a, dritter 


Unterabsatz der Verordnung Nr ge- 

nannten Zeitraum ermittelt werden. 

Gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr setzt 


sich der Einschleusungspreis für Eier in der Schale 
aus zwei Teilbeträgen zusammen: 

— dem Preis, der für die Erzeugung von einem 
Kilogramm Eier in der Schale in Drittländern 
erforderlichen Futtergetreidemenge auf dem 
Weltmarkt, 

— einem Pauschbetrag für die übrigen Futterkosten 
sowie für die allgemeinen Erzeugungs- und Ver- 
marktungskosten. 

Der Einschleusungspreis für Bruteier ist nach der 
gleichen Methode zu errechnen wie der Einschleu- 
sungspreis für Eier in der Schale. Als Preis der 
Futtergetreidemenge auf dem Weltmarkt gilt dabei 
jedoch der Preis der für die Erzeugung von einem 
Brutei in Drittländern erforderlichen Futtergetreide- 
menge. 

Es empfiehlt sich, die Futtergetreidemengen nach 
Maßgabe eines Veredelungskoeffizienten von 
1 : 2,170 für Eier in der Schale und von 1 : 0,245 für 
Bruteier zu bestimmen. Es ist angezeigt, diesen 
Koeffizienten nach den gleichen Kriterien festzu- 
setzen wie die zur Berechnung der Abschöpfung 
verwendeten Veredelungskoeffizienten. Bei Eiern 
in der Schale bleibt der Verkauf von ausgesonder- 
ten Hennen jedoch unberücksichtigt. 
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Auf Grund der in der Gemeinschaft und auf dem 
Weltmarkt gewonnenen Erfahrungen empfiehlt es 
sich, für die Futtergetreidemengen auf dem Welt- 
markt die gleiche Zusammensetzung zu wählen, wie 
sie innerhalb der Gemeinschaft bei der Berechnung 
der Abschöpfung zugrunde gelegt wird. 

Es ist angebracht, den Preis der Futtergetreide- 
menge nach der gleichen Methode zu errechnen wie 
die Abschöpfung. 

Das arithmetische Mittel der cif-Preise ist um 
einen Betrag von 0,475 Rechnungseinheiten je 100 
Kilogramm Getreide zu erhöhen, um die Kosten der 
Beförderung bis zum Verwendungsort und die Ko- 
sten der Verarbeitung zu Futter zu berücksichtigen. 

Bei der Bestimmung der Futtergetreidemenge auf 
dem Weltmarkt bleiben die übrigen Futterkosten 
sowie die allgemeinen Erzeugungs- und Vermark- 
tungskosten unberücksichtigt. Die übrigen Futter- 
kosten beziehen sich auf eiweißhaltige Futterzu- 
sätze, Mineralsalze, Vitamine und prophylaktische 
Wirkstoffe. Die allgemeinen Erzeugungs- und Ver- 
marktungskosten umfassen die Kosten für Tierarzt, 
Ställe, Arbeitskräfte, Versicherung, Beförderung 
und die Handelsspanne. Diese Kosten können pau- 
schal wie folgt veranschlagt werden: 

— 0,4366 Rechnungseinheiten je Kilogramm für 
Eier in der Schale, 

— 0,0655 Rechnungseinheiten für ein Brutei. 

Bei der Festsetzung des ab 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai geltenden Einschleusungspreises 
ist der Entwicklung der Futtergetreidepreise auf 
dem Weltmarkt nur dann Rechnung zu tragen, wenn 
der Preis der Futtergetreidemenge gegenüber dem 
zur Berechnung des Einschleusungspreises für das 
vorhergehende Vierteljahr herangezogenen Preis 
eine Mindestabweichung aufweist. Eine Abweichung 
von weniger als 3 v. H. hat keine nennenswerte 
Auswirkung auf die Futterkosten bei Eiern in der 
Schale. Es empfiehlt sich, die Mindestabweichung 
auf 3 v. H. festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 
der Verordnung Nr genannten Futterge- 

treidemengen und ihre Zusammensetzung sind in 
Anhang I Spalten 3 und 4 festgelegt. 


Artikel 2 

1. In der Gemeinschaft ist der Preis der Futterge- 
treidemenge gleich dem nach Maßgabe der Vom- 
hundertsätze des Anhangs I Spalte 4 gewogenen 
Mittel der Preise je Kilogramm der in dieser 


Menge enthaltenen Getreidearten in der Ge- 
meinschaft. Das Mittel wird mit der in Anhang I 
Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufgeführten 
Zahl multipliziert. 

2. In der Gemeinschaft ist der Preis der einzelnen 
Futtergetreidearten gleich dem arithmetischen 
Mittel der um ihre monatlichen Zuschläge er- 
höhten Schwellenpreise der betreffenden Ge- 
treideart, die während eines am 1. August be- 
ginnenden Zeitraums von zwölf Monaten gelten. 


Artikel 3 

1. Auf dem Weltmarkt ist der Preis der Futterge- 
treidemenge gleich dem nach Maßgabe der Vom- 
hundertsätze des Anhangs I Spalte 4 gewogenen 
Mittel der Preise je Kilogramm der in dieser 
Menge enthaltenen Getreidearten auf dem Welt- 
markt. Das Mittel wird mit der in Anhang I 
Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufgeführten 
Zahl multipliziert. 

2. Auf dem Weltmarkt ist der Preis der einzelnen 
Futtergetreidearten gleich dem arithmetischen 
Mittel der cif-Preise der betreffenden Getreideart, 
die für den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a, 

dritter Unterabsatz, der Verordnung Nr 

vorgesehenen Zeitraum von sechs Monaten er- 
mittelt wurde. 


Artikel 4 

1. Der Preis der in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a 

und Absatz 3 der Verordnung Nr ge- 

nannten Futtergetreidemengen ist gleich dem 
Preis der in Anhang II Spalte 3 festgesetzten 
Futtergetreidemengen, deren Zusammensetzung 
in Anhang II Spalte 4 aufgeführt ist. 

2. Der Preis dieser Futtergetreidemengen ist gleich 
dem nach Maßgabe der Vomhundertsätze des 
Anhangs II Spalte 4 gewogenen Mittel der Preise 
je Kilogramm der in dieser Menge enthaltenen 
Getreidearten. Das Mittel wird mit der in An- 
hang II Spalte 3 auf der gleichen Höhe aufge- 
führten Zahl multipliziert. 

3. Der Preis der einzelnen Getreidearten ist gleich 

dem arithmetischen Mittel der cif-Preise der be- 
treffenden Getreideart zuzüglich eines Betrages 
von 0,475 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
Getreide. Die cif-Preise werden für den in Arti- 
kel 7 Absatz 2, zweiter Unterabsatz der Verord- 
nung Nr vorgesehenen Zeitraum von 

sechs Monaten ermittelt. 


Artikel 5 

Die in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b und Absatz 3 
der Verordnung Nr. genannten Pauschbe- 

träge sind in Anhang II Spalte 5 festgelegt. 
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Artikel 6 

Die in Artikel 7 Absatz 2, letzter Unterabsatz, der 
Verordnung Nr genannte Mindestabwei- 

chung wird auf 3 v. H. festgesetzt. 


Artikel 7 

1. Die Verordnung Nr. 145/67/EWG des Rates vom 
21. Juni 1967 zur Festsetzung der Vorschriften 
für die Berechnung der Abschöpfung und des 
Einschleusungspreises für Eier 1 ), geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1716/74 2 ), wird auf- 
gehoben. 

2. Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2467/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 181 
vom 4. Juli 1974, S. 1 
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Anhang I 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Menge 
in kg 

Zusammensetzung 

1 

2 

3 

4 

ex 04.05 

A. Eier von Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, 
Truthühner und Perlhühner) 




I. Eier in der Schale, frisch oder haltbar 
gemacht, andere als Bruteier 

2,563 

Mais 60 v. H. 
Gerste 30 v. H. 
Hafer 10 v. H. 


II. Bruteier 

0,245 

Mais 60 v. H. 
Gerste 30 v. H. 
Hafer 10 v. H. 


Anhang II 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Menge 
in kg 

Zus ammensetzung 

Pausch- 
betrag 
in RE 

1 

2 

3 

4 

5 

ex 04.05 

A. Eier von Hausgeflügel (Hühner, 

Enten, Gänse, Truthühner und 
Perlhühner) 





I. Eier in der Schale, frisch oder 
haltbar gemacht, andere als 

Bruteier 

2,770 

Mais 60 v. H. 
Gerste 30 v. H. 
Hafer 10 v. H. 

0,4366 


II. Bruteier 

0,245 

Mais 60 v. H. 
Gerste 30 v. H. 
Hafer 10 v. H. 

0,0655 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Vermarktungsnormen 
für Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom über die gemeinsame Markt- 

organisation für Eier 1 ), insbesondere auf Artikel 2 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

' Die Verordnung (EWG) Nr. sieht vor, 

daß Vermarktungsnormen erlassen werden, die ins- 
besondere die Einteilung nach Güte- und Gewichts- 
klassen, die Verpackung, die Einlagerung, die Be- 
förderung, die Aufmachung und die Kennzeichnung 
der Erzeugnisse des Eiersektors betreffen. 

Solche Normen können dazu beitragen, daß die 
Qualität der Eier verbessert und damit ihr Absatz 
erleichtert wird. Daher liegt es im Interesse der 
Erzeuger, Händler und Verbraucher, daß Vermark- 
tungsnormen auf genießbare Hühnereier angewen- 
det werden. 

Die Aufstellung derartiger Normen setzt voraus, 
daß genießbare Eier leicht zu unterscheiden sind 
von ungenießbaren Eiern, die grundsätzlich für die 
Verwendung in der Industrie, ausgenommen die 
Nahrungsmittelindustrie, bestimmt sind und daß 
ferner Hühnereier nicht mit Eiern anderer Geflügel- 
arten gemischt werden dürfen. 

Die Normen müssen für alle in dem Gebiet der 
Gemeinschaft vermarkteten Hühnereier gelten. Es 
erscheint jedoch notwendig, bestimmte Formen des 
Verkaufs vom Erzeuger an den Verbraucher aus 
ihrem Anwendungsbereich auszuschließen, soweit 
es sich um kleine Mengen handelt. Es empfiehlt 
sich außerdem, die vom Ort der Erzeugung an eine 
Packstelle oder auf bestimmte Großhandelsmärkte 
beförderten Eier und die für die Nahrungsmittel- 
industrie bestimmten Eier von der Klassifizierungs- 
und Kennzeichnungspflicht zu befreien. 

Das angestrebte Ziel der Qualitätsverbesserung 
verlangt ein regelmäßiges und häufiges Sammeln 
der Eier. Daher ist eine Liste der Lieferanten der 
Betriebe aufzustellen, die zum Sortieren nach Güte- 
und Gewichtsklassen zugelassen sind. 

Das Sortieren ist den Betrieben vorzubehalten, 
die entsprechend eingerichtet sind. 

Die Qualitätsvorschriften für Eier müssen dem 
Verbraucher leicht verständlich sein und den Ratio- 


nalisierungsbestrebungen auf allen Vermarktungs- 
stufen entsprechen. Daher ist eine begrenzte aber 
ausreichende Zahl von Güte- und Gewichtsklassen 
vorzusehen. 

Um sicherzustellen, daß dem Verbraucher Ware 
guter Qualität angeboten wird, sind für jede Güte- 
klasse hohe Qualitätsanforderungen zu stellen. 

Die Qualitätsmerkmale der Klasse „frische Eier" 
sind daher so zu beschreiben, daß sie für Eier erster 
Qualität gelten; bestimmte Eier können als „extra 
frisch" angesehen werden, soweit eine besondere 
Garantie für Frische besteht. 

Eier handelsüblicher Qualität, die auf Grund ihrer 
Merkmale nicht als „frische Eier" eingeordnet wer- 
den können, müssen „Eier 2. Qualität" genannt 
und entsprechend sortiert werden; grundsätzlich 
sind in diese Klasse Eier einzuordnen, die eine 
Reinigungs-, Umhüllungs- oder Kühlungsbehand- 
lung erfahren haben oder haltbar gemacht worden 
sind. 

Es empfiehlt sich, eine dritte Klasse für Eier zu 
schaffen, die nicht den Anforderungen der höheren 
Klassen entsprechen, aber genießbar sind. Diese 
„aussortierten Eier" müssen für die Aufbereitung 
oder die Nahrungsmittelindustrie bestimmt sein. 
Bestimmte bebrütete Eier, die auf Grund ihrer 
Merkmale begrenzt für die Herstellung pasteuri- 
sierter Eiprodukte verwendet werden können, 
können in dieser Klasse zugelassen werden. 

Der Verbraucher muß die Möglichkeit haben, 
die Eier verschiedener Güte- und Gewichtsklassen 
zu unterscheiden. Diesem Erfordernis kann durch 
Kennzeichnung der Eier und der Verpackungen ent- 
sprochen werden. 

Die Kennzeichnung „frische Eier" kann freige- 
stellt werden, da die Kennzeichnungspflicht für die 
übrigen Eier eine leichte Unterscheidung ermög- 
licht. 

Es empfiehlt sich, demjenigen, der „frische Eier" 
vermarktet, die Möglichkeit einzuräumen, auf die- 
sen Eiern andere Angaben anzubringen, die der 
Werbung dienen. 

Jede andere Kennzeichnung könnte die Handels- 
bedingungen in der Gemeinschaft verändern. 

Es empfiehlt sich, gemeinsame Vorschriften über 
die Verpackung zu erlassen, durch die die Aufrecht- 
erhaltung der Qualität der Eier gewährleistet und 
der Handel sowie die Kontrolle der Einhaltung der 
Normen erleichtert werden kann. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , Seite . . . 
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Um dem Verbraucher die Auswahl zu gestatten 
und ihm eine Ware zu garantieren die mit den 
Güte- und Gewichtsklassen übereinstimmt, müssen 
die Einzelhändler auf oder neben den angebotenen 
Waren die entsprechenden Angaben machen. 

Es ist im Interesse der Erzeuger und Verbraucher 
unbedingt erforderlich, daß die aus dritten Ländern 
eingeführten Eier den gemeinschaftlichen Normen 
entsprechen. 

Um die Durchführung einer Gemeinschaftsrege- 
lung über die Einfuhr und die Ausfuhr von Eiern 
zu ermöglichen, ist die Angabe des Namens des 
Ursprungslands auf Eiern mit Herkunft aus dritten 
Ländern zu verlangen. 

In einigen dritten Ländern geltende besondere 
Vorschriften können Abweichungen rechtfertigen, 
um den Exporteuren in diesem Fall die Ausfuhr aus 
der Gemeinschaft zu ermöglichen. 

Es ist Aufgabe jedes Mitgliedstaats, die für die 
Kontrolle verantwortliche Stelle oder Stellen zu be- 
zeichnen. Die Kontrollvorschriften müssen einheit- 
lich sein. Es empfiehlt sich daher, gemeinsame Be- 
stimmungen für Stichproben und Toleranzen vorzu- 
sehen. 

Weiter ist es Aufgabe jedes Mitgliedstaats, die 
zur Ahndung der Nichtbeachtung der Vorschriften 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Diese Verordnung laßt die gemeinschaftlichen Vor- 
schriften unberührt, die zur Harmonisierung der 
gesundheitspolizeilichen und lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften sowie zum Schutz der Gesundheit von 
Menschen und Tieren und gegen Fälschungen und 
Betrug erlassen werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. „Eier"-. Hühnereier in der Schale, die zum Di- 
rektverzehr oder zur Verarbeitung durch die 
Nahrungsmittelindustrie geeignet sind, ausge- 
nommen bebrütete Eier, die Artikel 6 Absatz 2 
nicht entsprechen. 

2. „Industrieeier": andere als die unter 1 genann- 
ten Hühnereier in der Schale. 

3. „Bruteier": zur Erzeugung von Küken bestimmte 
und entsprechend den Vorschriften über Brut- 
eier ausgewiesene Eier. 

4. „Bebrütete Eier": Eier ab Einlegung in den Brut- 
apparat. 

5. „Vermarktung": Zum-Verkauf-vorrätig-halten, 
Feilhalten, Anbieten, Verkaufen, Liefern sowie 
jedes sonstige Inverkehrbringen. 


6. „Sammelstelle": jeder, der zum Sammeln von 
Eiern oder. Industrieeiern bei dem Erzeuger zu- 
gelassen ist, um sie 

a) an eine Packstelle, 

b) auf einen Markt, zu dem als Käufer nur Groß- 
händler Zugang haben, deren Betrieb als 
Packstelle zugelassen ist, 

oder 

c) an die Industrie 
zu liefern. 

7. „Packstelle": Betrieb, der von der jeweils zu- 
ständigen Stelle zum Sortieren der Eier nach 
Güte- und Gewichtsklassen zugelassen ist. 

8. „Partie": Gesamtheit der Eier, die von der glei- 
chen Packstelle stammen und deren Verpackung 
das gleiche Packdatum oder die gleiche Nummer 
der Verpackungswoche, die gleiche Güteklasse 
und, sofern sie angegeben werden muß, die 
gleiche Gewichtsklasse aufweist. 

Artikel 2 

1. Eier dürfen in Ausübung eines Berufes oder 
eines Gewerbes innerhalb der Gemeinschaft nur 
vermarktet werden, wenn sie dieser Verordnung 
entsprechen. 

2. Jedoch brauchen nicht nach Güte- und Gewichts- 
klassen sortiert und gekennzeichnet werden: 

a) Eier, die unmittelbar vom Ort der Erzeugung 
zu einer Packstelle oder auf einen Markt be- 
fördert werden, zu dem als Käufer nur Groß- 
händler Zugang haben, deren Betrieb als 
Packstelle im Sinne des Artikels 5 zugelassen 
ist; 

b) in der Gemeinschaft erzeugte Eier, die zur 
Verarbeitung an Betriebe der Nahrungsmit- 
telindustrie geliefert werden. 

3. Diese Verordnung gilt nicht für Eier, die der Er- 
zeuger auf der Hofstelle, auf einem örtlichen 
Öffentlichen Markt oder im Verkauf an der Tür 
unmittelbar an den Letztverbraucher zum Eigen- 
bedarf abgibt, sofern die Eier aus eigener Er- 
zeugung stammen, nicht gemäß den Artikeln 16 
bis 19 verpackt sind und von den Angaben be- 
treffend die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Güte- und Gewichtsklassen kein Gebrauch ge- 
macht wird. 

Artikel 3 

Eier nach Artikel 1 Nr. 1 dürfen nicht mit Eiern an- 
derer Geflügelarten gemischt werden. 

Artikel 4 

1. Unbeschadet der Artikel 2 und 9 darf der Erzeu- 
ger liefern: 
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a) Eier: nur an Sammelstellen, Packstellen, auf 
Märkte im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 
Buchstabe a oder an die Industrie; 

b) Industrieeier: nur an Sammelstellen, Pack- 
stellen, auf Märkte im Sinne des Artikels 2 
Absatz 2 Buchstabe a oder an die Industrie, 
ausgenommen die Nahrungsmittelindustrie. 

2. Jede Packstelle und jede Sammelstelle sammelt 
die Eier mindestens einmal wöchentlich beim 
Erzeuger. Eier, die gemäß Artikel 19 zur Ver- 
marktung unter der Bezeichnung „Extra" be- 
stimmt sind, werden jedoch mindestens zweimal 
wöchentlich bei jedem der betreffenden Erzeuger 
gesammelt. 

Jede Sammelstelle liefert die Eier spätestens am 

3. Werktag nach dem Sammeln an die Packstelle. 


Artikel 5 

1. Abgesehen von den in den Artikeln 9 und 13 
vorgesehenen Fällen dürfen nur die Packstellen 
die Eier nach Güte- und Gewichtsklassen sor- 
tieren. 

Die Packstelle führt ein auf dem laufenden ge- 
haltenes Verzeichnis ihrer Lieferanten. 

2. Die zuständige Stelle erteilt auf Antrag jedem 
Betrieb oder jedem Erzeuger, der über die ge- 
eigneten Räumlichkeiten und technischen Ein- 
richtungen zum Sortieren von Eiern nach Güte- 
und Gewichtsklassen verfügt, die Erlaubnis zum 
Sortieren von Eiern und eine Kennummer. Diese 
Erlaubnis kann zurückgenommen werden, wenn 
die erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllt sind. 

3. Ergänzende Vorschriften über die Bedingungen 
für die Zulassung der Packstellen werden nach 
dem Verfahren des Artikels 17 der Verordnung 
Nr. . . . erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Eier werden nach folgenden Güteklassen 
eingeteilt: 

Klasse A oder „frisch" 

Klasse B oder „2. Qualität oder haltbar gemacht" 
Klasse C oder „aussortiert, für die Nahrungs- 
mittelindustrie bestimmt" 

2. Bebrütete Eier können jedoch nur in die Güte- 
klasse C eingestuft werden, und zwar nur, wenn 

a) sie vor der Einlagerung in den Brutapparat 
gekennzeichnet worden sind, 

b) sie nicht befruchtet und beim Durchleuchten 
vollkommen klar sind, 

c) die Höhe der Luftkammer nicht mehr als 
9 mm beträgt, 


d) sie nicht länger als 6 Tage im Brutapparat 
waren, 

e) sie nicht mit antibiotischen Stoffen behandelt 
wurden, 

f) sie für die Aufbereitungsstelle zur Herstel- 
lung pasteurisierter Eiprodukte bestimmt 
sind. 


Artikel 7 

1. Eier der Klasse A müssen mindestens folgende 
Merkmale aufweisen: 

Schale und 

Kutikula: normal, sauber, unverletzt; 


Luftkammer: Höhe nicht über 6 mm, unbeweg- 
lich; 

Eiweiß: klar, durchsichtig, gallertartig fest, 

frei von fremden Einlagerungen 
jeder Art; 


Dotter: beim Durchleuchten nur schatten- 

haft, ohne deutliche Umrißlinie 
sichtbar, beim Drehen des Eies 
nicht wesentlich von der zentralen 
Lage abweichend, frei von frem- 
den Ein- oder Auflagerungen jeder 
Art; 

Keim: nicht sichtbar entwickelt; 


Geruch: frei von fremdem Geruch. 


2. Eier der Klasse A dürfen weder gewaschen noch 
auf sonstige Weise gereinigt worden sein. 

3. Eier der Klasse A dürfen weder haltbar gemacht 
noch in Räumen oder Einrichtungen mit einer 
künstlich unter + 8° C gehaltenen Temperatur 
gekühlt worden sein. Die Eier gelten jedoch als 
nicht gekühlt, wenn sie in den Räumen, in denen 
der Verkauf durch den Einzelhandel stattfindet, 
oder in den angrenzenden Nebenräumen bei 
einer Temperatur unter + 8° C aufbewahrt wor- 
den sind, sofern in diesen Nebenräumen nicht 
mehr Eier gelagert werden, als während dreier 
Tage für den Verkauf durch den Einzelhandel 
in den genannten Verkaufsräumen erforderlich 
sind. 

4. Abweichend von Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 
können nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. .../.. . Vorschriften 
über die Voraussetzungen, unter denen Eier der 
Klasse A gewaschen oder auf sonstige Weise 
gereinigt oder umhüllt werden dürfen, sowie 
über die Kontrolle dieser Verfahren erlassen 
werden. Diese Abweichung gilt jedoch in bezug 
auf die Voraussetzungen für die Umhüllung 
nicht für Eier der Klasse A, die unter der Be- 
zeichnung „Extra" gemäß Artikel 19 vermarktet 
werden. 
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Artikel 8 

1. Eier der Klasse B müssen mindestens folgende 
Merkmale aufweisen: 

Schale: normal, unverletzt; 

Luftkammer: Höhe nicht über 9 mm; 

Eiweiß: klar, durchsichtig, frei von frem- 

den Einlagerungen jeder Art; 

Dotter: — beim Durchleuchten nur schat- 
tenhaft sichtbar; dieses Merk- 
mal brauchen die mit Kalk 

haltbar gemachten Eier nicht 

aufzuweisen; 

— frei von fremden Ein- und Auf- 
lagerungen jeder Art; 

Keim: nicht sichtbar entwickelt; 

Geruch: frei von fremdem Geruch. 

2. Die Eier der Klasse B werden in drei Gruppen 
eingeteilt: 

a) Nicht gekühlte und nicht haltbar gemachte 
Eier: 

Eier der Klasse B, die keinerlei Haltbar- 
machungsverfahren unterworfen und nicht in 
Räumen oder Einrichtungen mit einer künst- 
lich unter + 8° C gehaltenen Temperatur ge- 
kühlt worden sind. 

Die Eier gelten jedoch als nicht gekühlt, 
wenn sie in den Räumen, in denen der Ver- 
kauf durch den Einzelhandel stattfindet, oder 
in den angrenzenden Nebenräumen bei einer 
Temperatur unter + 8° C aufbewahrt worden 
sind, sofern in diesen Nebenräumen nicht 
mehr Eier gelagert werden, als während 
dreier Tage für den Verkauf durch den Ein- 
zelhandel in den genannten Verkaufsräumen 
erforderlich sind. 

b) Gekühlte Eier: 

Eier der Klasse B, die in Räumen mit einer 
künstlich unter + 8° C gehaltenen Tempera- 
tur gekühlt worden sind. 

c) Haltbar gemachte Eier: 

Eier der Klasse B, die mit oder ohne Kühlung 
in einem Gasgemisch, dessen Zusammen- 
setzung von der atmosphärischen Luft ab- 
weicht, haltbar gemacht oder einem sonstigen 
Haltbarmachungsverfahren unterworfen wor- 
den sind. 


Artikel 9 

Eier der Klasse C sind Eier, die nicht den Anforde- 
rungen für Eier der Klasse A und B entsprechen. 
Sie dürfen nur an Aufbereitungsstellen oder an die 
Industrie abgegeben werden. Bebrütete Eier der 


Klasse C dürfen nur an Aufbereitungsstellen zur 
Herstellung pasteurisierter Eiprodukte abgegeben 
werden. 


Artikel 10 

Die Eier der Klasse A und B werden nach folgenden 
Gewichtsklassen sortiert: 

— - Klasse 1 : 70 g und darüber, 

— Klasse 2: unter 70 g bis 65 g, 

— Klasse 3: unter 65 g bis 60 g, 

— Klasse 4: unter 60 g bis 55 g, 

— Klasse 5: unter 55 g bis 50 g, 

— Klasse 6: unter 50 g bis 45 g, 

— Klasse 7: unter 45 g. 

Artikel 11 

1. Die Eier der Klasse A können mit einem oder 
mehreren Zeichen versehen werden, die fol- 
gendes angeben: 

a) Güteklasse, 

b) Gewichtsklasse, 

c) Nummer der Verpackungswoche nach Artikel 
17 Absatz 2, 

d) Nummer der Packstelle, 

e) Name oder Firmenbezeichnung der Packstelle. 

f) Firmenzeichen oder Handelsmarke. 

2. Das Zeichen der Klasse A besteht aus einem 
Kreis von mindestens 12 mm Durchmesser. 

Das Zeichen der Gewichtsklasse besteht aus 
einer Ziffer von 2 mm bis 3 mm Höhe, die inner- 
halb des genannten Kreises angebracht wird. 

Die Nummer der Verpackungswoche besteht aus 
einer oder zwei Ziffern von mindestens 5 mm 
Höhe. 

Die Nummer der Packstelle besteht aus minde- 
stens drei Ziffern von mindestens 5 mm Höhe. 


Artikel 12 

1. Die Eier der Klasse B und die Eier der Klasse C 
mit Ausnahme der Eier mit Sprung werden mit 
einem Zeichen versehen, das die Güteklasse an- 
gibt; sie können mit einer Ziffer von 2 mm bis 
3 mm Höhe, welche die Gewichtsklasse angibt, 
sowie mit einer oder mehreren der in Artikel 1 1 
Absatz 1 vorgesehenen Angaben versehen wer- 
den. 

2. Das Zeichen, das die Güteklasse angibt, besteht 
bei Eiern der Klasse B: 

a) nicht gekühlte und nicht haltbar gemachte 
Eier: 
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aus einem Kreis mit einem Durchmesser von 
mindestens 1 2 mm, in dem der lateinische 
Buchstabe B von mindestens 5 mm Höhe ent- 
halten ist; 

b) gekühlte Eier: aus einem gleichseitigen Drei- 
eck von mindestens 10 mm Seitenlänge; 

c) haltbar gemachte Eier: aus einem Rhombus 
von 16 mm Höhe und 7 mm Breite. 

Wer Eier kühlt oder einem anderen Haltbar- 
machungsverfahren unterwirft, hat vor Beginn 
der Haltbarmachung die Eier mit dem in Buch- 
stabe b bzw. c genannten Dreieck oder Rhombus 
zu versehen. Bei mit Kalk haltbar gemachten 
Eiern kann das Zeichen jedoch nach Abschluß 
des Haltbarmachungsverfahrens angebracht wer- 
den. 

3. Bei Eiern der Klasse C besteht das Zeichen, das 
die Güteklasse angibt, aus einem Kreis mit 
einem Durchmesser von mindestens 12 mm, in 
dem der lateinische Buchstabe C von mindestens 
5 mm Höhe enthalten ist. 


Artikel 13 

1. Eier der Klasse A und B, die nicht mehr die 
Merkmale dieser Güteklassen aufweisen, wer- 
den aussortiert und können entsprechend ihren 
neuen Merkmalen in die Klassen B und C ein- 
sortiert werden. 

Sie werden in diesem Fall mit einem Zeichen 
nach Artikel 12 versehen. Eine etwaige Kenn- 
zeichnung nach Artikel 11 bzw. Artikel 12 Ab- 
satz 1 kann beibehalten werden; dies gilt nicht 
für die Angabe der Gewichtsklasse, die gege- 
benenfalls zu ändern ist. 

2. Abweichend von Absatz 1 können jedoch Eier 
der Klassen A und B, die nicht mehr die Merk- 
male dieser Güteklassen aufweisen, unmittelbar 
an die Nahrungsmittelindustrie geliefert wer- 
den, sofern aus der Etikettierung der Verpak- 
kung deutlich ihr Bestimmungszweck ersichtlich 
ist. 

Artikel 14 

1. Die nach den Artikeln 11 bis 13 angebrachten 
Zeichen müssen leicht lesbar sein. 

2. Die Eier müssen mit unverwischbarer kochechter 
schwarzer Farbe gestempelt werden. Die dabei 
verwendeten Farben müssen mit den jeweiligen 
Vorschriften über färbende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen, im Einklang 
stehen. 

Artikel 15 

Die Eier dürfen kein anderes Zeichen tragen als in 

dieser Verordnung vorgesehen. 


Artikel 16 

Im Sinne dieser Verordnung sind Packungen mit 
mehr als 30 Eiern „Großpackungen", Packungen mit 
30 Eiern oder weniger „Kleinpackungen". 


Artikel 17 

1. Großpackungen werden, selbst wenn sie in 
Kleinpackungen verpackte Eier enthalten, mit 
einer Banderole oder mit Etiketten versehen, die 
von den in Artikel 26 genannten Stellen oder 
unter ihrer Kontrolle erteilt und so angebracht 
sind, daß sie nach öffnen der Packung nicht 
mehr verwendet werden können. 

Auf der Banderole bzw. den Etiketten ist in 
deutlich sichtbarer und leicht lesbarer schwarzer 
Schrift folgendes anzugeben: 

a) der Name oder die Firma und die Anschrift 
des Betriebes, der die Ware sortiert oder die 
Sortierung veranlaßt hat; 

b) die Kennummer der Packstelle; 

c) die Güteklasse und die Gewichtsklasse; 

d) die Zahl der verpackten Eier; 

e) die Nummer der Woche, in der die Eier ver- 
packt worden sind; jedoch wird bei Groß- 
packungen, die Kleinpackungen nach Artikel 
19 oder mit dem Verpackungsdatum verse- 
hene Kleinpackungen enthalten, an Stelle 
dieser Nummer das Datum der Verpackung 
angegeben; 

f) bei gekühlten oder haltbar gemachten Eiern 
in lateinischen Buchstaben unverschlüsselt 
die Kühlung oder die Art der Haltbarma- 
chung. 

2. Die in Absatz 1 Buchstabe e erwähnte Nummer 
bezeichnet die vollständige am Montag begin- 
nende Woche, darf jedoch bereits ab Donnerstag, 
0 Uhr, der vorhergehenden Woche verwendet 
werden. Jedes Jahr wird fortlaufend von 1 bis 
52 bzw. 53 numeriert. Die Woche in welcher der 
1. Januar liegt, erhält Nummer 1. 

3. Auf Großpackungen mit Eiern der Klasse A ist 
das Verpackungsdatum oder die Wochennummer 
spätestens am ersten Werktag nach dem Tag des 
Eingangs der Eier bei der Packstelle anzubrin- 
gen. 


Artikel 18 

1. Auf Kleinpackungen muß, selbst wenn sie in 
Großpackungen enthalten sind, in deutlich sicht- 
barer und leicht lesbarer Schrift folgendes ange- 
geben werden: 

a) Name, Firma und Anschrift des Betriebes, der 
die Eier verpackt bzw. die Verpackung ver- 
anlaßt hat; eine von dem Betrieb benutzte 
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Handelsmarke kann angegeben werden, 
wenn sie keinen mit dieser Verordnung un- 
vereinbaren Hinweis auf die Qualität oder 
den Frischegrad der Eier enthält; 

b) die Kennummer der Packstelle; 

c) die Güteklasse und die Gewichtsklasse; 

d) die Zahl der verpackten Eier; 

e) das Datum der Verpackung oder die Nummer 
der Verpackungs woche gemäß Artikel 17 Ab- 
satz 2; 

f) bei gekühlten oder haltbar gemachten Eiern 
in lateinischen Buchstaben unverschlüsselt 
die Kühlung oder die Art der Haltbar- 
machung, 

2. Die Angabe des Datums oder der Wochennum- 
mern ist auf den Verpackungen, die Eier der 
Güteklasse A enthalten, spätestens an dem 
Werktag anzubringen, der auf den Tag der Ein- 
lieferung der Eier bei der Packstelle folgt. 

Artikel 19 

Das Wort „Extra“ darf auf Kleinpackungen verwen- 
det werden, die Eier der Klasse A enthalten, das 
Verpackungsdatum tragen und mit einer Banderole 
vesehen sind. 

Die Luftkammer dieser Eier muß eine Höhe von 
weniger als 4 mm zum Zeitpunkt der Verpackung 
aufweisen. 

Das Wort „Extra“ muß auf die Banderole auf ge- 
druckt werden. 

Die Banderole muß spätestens am siebenten Tag 
nach dem Tag der Verpackung entfernt werden. 


Artikel 20 

1. Eier, die im Einzelhandel feilgehalten oder an- 
geboten werden, werden nach Güte- und Ge- 
wichtsklassen getrennt ausgestellt. Die Güte- 
klasse, die Gewichtsklasse und, sofern es sich 
um gekühlte oder haltbar gemachte Eier han- 
delt, die Kühlung oder die Art der Haltbar- 
machung sind für den Verbraucher deutlich sicht- 
bar anzugeben. 

2. Eier der gleichen Güteklasse - ausgenommen 
Eier der Güteklasse A, die unter der Bezeich- 
nung „Extra“ nach Artikel 19 vermarktet wer- 
den - können jedoch in Kleinpackungen zu 
höchstens 12 Eiern, die verschiedenen Gewichts- 
klassen angehören können, feilgehalten oder 
angeboten werden, sofern die Gewichtsklasse 
auf jedem Ei angegeben ist und auf der Verpak- 
kung die Angabe der Gewichtsklasse nach Arti- 
kel 17 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 18 Ab- 
satz 1 Buchstabe c durch die Angabe des Netto- 
gesamtgewidits und die Bezeichnung „Eier ver- 
schiedener Größe“ ersetzt wird. 


Artikel 21 

Die Verpackungen dürfen nur mit den in dieser 
Verordnung vargesehenen Angaben versehen wer- 
den. 


Artikel 22 

Nach dem Verfahren des Artikels 17 der Verord- 
nung (EWG) Nr .../.. . werden ergänzende Vor- 
schriften erlassen für: 

a) die Anforderungen hinsichtlich der Verpackung 
und des Verpackungsmaterials, 

b) die Beförderungs- und Lagerungsbedingungen, 

c) die Kennzeichnung und die Etikettierung der 
Verpackungen, 

d) das Durchschnittsgewicht der verpackten Eier, 

e) die Banderolen und sonstigen Verschlußvorrich- 
tungen. 


Artikel 23 

Eier mit Herkunft aus dritten Ländern dürfen zum 
freien Verkehr in die Gemeinschaft nur eingeführt 
werden, sofern sie 

a) den Artikeln 3, 6 bis 12, 14, 15, 19, Artikel 20 
Absatz 2 und Artikel 21 entsprechen. Artikel 19 
Satz 2 ist jedoch bei der Verzollung anwendbar; 

b) mit einem Aufdruck versehen sind, der in latei- 
nischen Buchstaben lesbar das Ursprungsland 
angibt; 

c) wenn sie in Verpackungen - einschließlich Klein- 
packungen, die in Großpackungen enthalten 
sind - angeboten werden, auf denen deutlich 
sichtbar und leicht lesbar folgende Angaben 
stehen: 

aa) Name des Ursprungslandes in lateinischen 
Großbuchstaben von mindestens 20 mm 
Höhe bei Großpackungen und von minde- 
stens 5 mm Höhe bei Kleinpackungen, 

bb) Bezeichnung des Verpackungsbetriebs des 
Drittlandes, 

cc) Güte- und Gewichtsklasse, 

dd) Anzahl sowie Gewicht der verpackten Eier 
in Kilogramm bei Großpackungen und An- 
zahl der verpackten Eier bei Kleinpackun- 
gen, 

ee) Datum der Verpackung, 

ff) Name und Anschrift des Absenders bei 
G roßp ackungen. 
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Artikel 24 

1. Diese Verordnung gilt auch für verpackte und 
für die Ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmte 
Eier. Umhüllte Eier, die verpackt und für die 
Ausfuhr bestimmt sind, gelten jedoch nicht als 
haltbar gemacht. 

2. Um den Vorschriften einiger Einfuhrländer ge- 
recht zu werden, dürfen verpackte und für die 
Ausfuhr bestimmte Eier abweichend von Ab- 
satz 1 

a) in bezug auf Güte, Stempelung und Etikettie- 
rung mit Anforderungen in Einklang gebracht 
werden, die weiter gehen als diese Verord- 
nung oder zusätzlich zu ihr erhoben werden, 

b) mit nach Art, Abmessung oder Farbe ande- 
ren Kennzeichen oder Angaben auf der Ver- 
packung versehen werden, sofern diese 
Kennzeichen und Angaben sich nicht mit de- 
nen nach dieser Verordnung verwechseln 
lassen. 

3. Die verpackten und für die Ausfuhr bestimmten 
Eier können nach' anderen Gewichtsklassen sor- 
tiert werden als in Artikel 10 vorgesehen. In 
diesem Fall wird die Gewichtsklasse auf den 
Verpackungen unverschlüsselt angegeben. 


Artikel 25 

Unter diese Verordnung fallen nicht die vom Letzt- 
verbraucher für den Eigenbedarf in kleinen Mengen 
bis zu 60 Stück aus dritten Ländern eingeführten 
oder aus der Gemeinschaft ausgeführten Eier. 


Artikel 26 

1. Die Einhaltung dieser Verordnung wird von den 
in jedem Mitgliedstaat hierfür bestimmten Stel- 
len überwacht. Das Verzeichnis dieser Stellen 
wird der Kommission und den übrigen Mitglied- 
staaten spätestens einen Monat vor Beginn der 
Anwendung dieser Verordnung übermittelt. Jede 
Änderung dieses Verzeichnisses wird den übri- 
gen Mitgliedstaaten und der Kommission be- 
kanntgegeben. 

2. Die Kontrolle der in dieser Verordnung genann- 
ten Erzeugnisse erfolgt stichprobenweise auf 
allen Stufen der Vermarktung sowie während 
der Beförderung. Bei Eiern, die aus dritten Län- 
dern eingeführt werden, erfolgt die Kontrolle 
stichprobenweise auch bei der Zollabfertigung. 


Artikel 27 

1. Bei Nichtbeachtung dieser Verordnung können 
Entscheidungen nur für die gesamte kontrollierte 
Partie getroffen werden. 


2. Wird bei der Kontrolle festgestellt, daß die 
Partie dieser Verordnung nicht entspricht, so 
verbietet die Stelle, die die Kontrolle durchge- 
führt hat, die Vermarktung dieser Partie, oder, 
wenn diese aus dritten Ländern stammt, ihre 
Einfuhr, solange und soweit nicht der Nachweis 
erbracht wird, daß sie mit dieser Verordnung 
in Einklang gebracht worden ist. 

3. Die Stelle, die die Kontrolle durchgeführt hat, 
vergewissert sich, ob die beanstandete Partie mit 
dieser Verordnung in Einklang gebracht worden 
ist oder gebracht wird. 


Artikel 28 

Die Durchführungs Vorschriften zu den Artikeln 26 
und 27, insbesondere die Vorschriften betreffend 
den Mindestumfang der zu entnehmenden Stichpro- 
ben und die bei der Kontrolle der Einhaltung die- 
ser Verordnung zulässigen Toleranzen, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. .../... festgelegt. In bezug auf die 
Höhe der Luftkammer nach Artikel 19 wird jedoch 
keine Toleranz zugelassen. 


Artikel 29 

Die Mitgliedstaaten erlassen geeignete Vorschrif- 
ten, damit Zuwiderhandlungen gegen diese Verord- 
nung geahndet werden können. 


Artikel 30 

1. Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
sich gegenseitig die zur Durchführung dieser 
Verordnung erforderlichen Angaben mit. 

2. Die Maßnahmen zur Gewährung der einheit- 
lichen Anwendung dieser Verordnung werden 
nach dem Verfahren des Artikels 17 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. .../... erlassen. 


Artikel 31 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1619/68 des Rates 
vom 15. Oktober 1968 über Vermarktungsnor- 
men für Eier 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1348/72 2 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 258 
vom 21. Oktober 1968, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 30. Juni 1972, S. 5 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2594/69 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen 
der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Ra- 
tes im Sektor Eier und Geflügelfleisch ebenfalls den 
Text der Verordnung (EWG) Nr. 2594/69 vom 18. De- 
zember 1969 zur Festlegung der Voraussetzung für 


die Anwendung der Schutzmaßnahmen auf dem Sek- 
tor Eier anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen 
formeller Art notwendig, die nachstehend in einer 
vereinfachten Form wiedergegeben wird, jedoch in 
den Text eingefügt werden sollen: 


Verweisungen 


Alter Text 


Neuer Text 


Artikels Diese Verordnung tritt am 1. Ja- 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2594/69 des Ra- 

nuar 1970 in Kraft. tes vom 18. Dezember 1969 zur Festlegung 

der Voraussetzung für die Anwendung der 
Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Eier 1 ) 
wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verord- 
nungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 

Angabe der betreffenden 
Rechtsvorschriften : 

2. Rechtsgrundlage 

1. Erwägungsgrund 

5. Erwägungsgrund 

6. Erwägungsgrund 

7. Erwägungsgrund 
Artikel 1 

Artikel 2, par. 1 
Artikel 3, par. 1 
Artikel 3, par. 2 


werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer 
zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

zu ersetzende Fundstelle: 

— 122/67/EWG vom 13. Juni 1967 
geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 830/68 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 

— 122/67/EWG 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 vom 27. Dezember 1969, S. 8 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), 
insbesondere auf Artikel 47 Absatz 5 und Artikel 62 
Absatz 1 der diesem Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 55 der Beitrittsakte sind die Preis- 
unterschiede für landwirtschaftliche Erzeugnisse zwi- 
schen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten da- 
durch auszugleichen, daß im Handel zwischen ihnen 
sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten und Dritt- 
ländern Ausgleichsbeträge erhoben oder gewährt 
werden; für den Sektor Eier sind diese Ausgleichs- 
beträge nach Artikel 77 der Akte zu berechnen. 

Der Ausgleichsbetrag je Kilogramm Eier in der 
Schale muß ausgehend von den Ausgleichsbeträgen 
berechnet werden, die auf die Futtergetreidemenge 
angewandt werden, welche in der Gemeinschaft zur 
Erzeugung von einem Kilogramm Eier in der Schale 
erforderlich ist; diese Futtergetreidemenge ist in 

Anhang I der Verordnung (EWG) Nr /. . des 

Rates vom zur Festsetzung der Vorschriften 

für die Berechnung der Abschöpfung und des Ein- 
schleusungspreises für Eier 2 ) festgesetzt worden. 

Der Ausgleichsbetrag je Brutei ist nach denselben 
Kriterien zu berechnen. 

Die auf Futtergetreide anzuwendenden Aus- 
gleichsbeträge wurden nach der Verordnung (EWG) 

Nr /. . des Rates vom zur Festlegung der 

Grundregeln für die Ausgleichsbeträge für Getrei- 
de 3 ) festgesetzt. 

Darüber hinaus ist der wirtschaftlichen Lage bei 
der Eiererzeugung in den neuen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen. 

Für die anderen Erzeugnisse, die unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr /. . des Rates vom 

über die gemeinsame Marktorganisation für Eier 4 ), 
fallen, ist der Ausgleichsbetrag mit Hilfe der zur Be- 
rechnung der Abschöpfung anzuwendenden Koeffi- 
zienten von dem Ausgleichsbetrag für Eier in der 
Schale abzuleiten. 


Für Eieralbumin und Milchalbumin ist der Aus- 
gleichsbetrag nach Artikel 47 Absatz 1 der Bei- 
trittsakte, ausgehend von dem Ausgleichsbetrag 
für Eier in der Schale nach Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 170/67/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur 
Festlegung der Handelsregelung für Eieralbumin und 
Milchalbumin und zur Aufhebung der Verordnung 
Nr. 48/67/EWG 5 ) geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1081/71 6 ), zu berechnen. 

Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr /. . 

kann die Erhebung oder Gewährung der Ausgleichs- 
beträge für Getreide beschränkt werden, um der in 
Artikel 56 der Beitrittsakte erwähnten Lage zu be- 
gegnen; dieser Beschränkung ist bei den Eiererzeug- 
nissen als Getreidefolgeerzeugnissen Rechnung zu 
tragen, um ein reibungsloses Funktionieren der ge- 
meinsamen Marktorganisation sicherzustellen. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Warenverkehr dazu dienen, einen Austausch 
der Erzeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaaten mit 
unterschiedlichem Preisniveau unter befriedigenden 
Bedingungen zu ermöglichen, ist bei der Einfuhr in 
einen Mitgliedstaat mit höherem Futtergetreide- 
Preisniveau ein Ausgleichsbetrag zu erheben und 
umgekehrt bei der Ausfuhr nach einem Mitglied- 
staat mit niedrigerem Futtergetreide-Preisniveau 
ein Ausgleichsbetrag zu gewähren. 

Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a der Beitrittsakte, 
wonach die Ausgleichsbeträge vom einführenden 
Mitgliedstaat erhoben oder vom ausführenden Mit- 
gliedstaat gewährt werden, bedeutet demnach, daß 
die Aufgabe der Erhebung oder Gewährung dieser 
Beträge dem Mitgliedstaat obliegt, dessen Futterge- 
treide-Preisniveau das höhere ist. 

Die Art und Weise der Erhebung und Gewährung 
der Ausgleichsbeträge ist so festzulegen, daß Ver- 
kehrsverlagerungen verhindert werden — 


!) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt, der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 1. Februar 1973, S. 25 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 
vom . . . , S. . . . 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2596/67 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 28. Mai 1971, S. 9 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Ausgleichsbeträge werden, ausgehend von den 
im Anhang für Eier in der Schale festgesetzten Be- 
träge, nach Maßgabe der Veränderung derjenigen 
Ausgleichsbeträge berechnet, die auf die Futterge- 
treidemenge angewandt werden, die in der Gemein- 
schaft zur Erzeugung eines Kilogramms Eier in der 
Schale bzw, eines Bruteies erforderlich ist. 

Artikel 2 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und Dritt- 
ländern anzuwendenden Ausgleichsbeträge für die 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
Nr. genannten Erzeugnisse werden mit Hilfe 

der Koeffizienten, die das in Artikel 5 Absatz 2 der- 
selben Verordnung genannte Verhältnis ausdrücken, 
von dem auf Eier in der Schale, außer Bruteiern, an- 
zuwendenden Ausgleichsbetrag abgeleitet. 

Artikel 3 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und Drittlän- 
dern anzuwendenden Ausgleichsbeträge für die in 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr /. . genann- 

ten Erzeugnisse werden mit Hilfe der in Artikel 2 
Absatz 1 derselben Verordnung genannten Koeffi- 
zienten von dem Ausgleichsbetrag für Eier in der 
Schale, außer Bruteiern, abgeleitet. 

Artikel 4 

Wird an einem oder mehreren Tagen im Verlauf der 
ersten 75 Tage des am 1. August, 1. November, 1. Fe- 
bruar und 1. Mai vorangehenden Vierteljahres Arti- 
kel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 229/73 angewandt, 
so wird der im folgenden Vierteljahr als Ausgleichs- 
betrag für die in den Artikeln 1 und 2 genannten 
Erzeugnisse anzuwendende Betrag vierteljährlich 
nach Maßgabe des Durchschnitts derjenigen Beträge 
festgesetzt, die während der ersten 75 Tage des vor- 
hergehenden Vierteljahres für das Getreide galten, 
das in der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
. genannten Futtergetreidemenge enthalten ist. 

Weicht der Betrag jedoch um weniger als 5 v. H. von 
dem für das vorhergehende Vierteljahr festgesetzten 
Betrag ab, so wird er unverändert beibehalten. 

Artikel 5 

Die im Handel zwischen zwei neuen Mitgliedstaaten 
anzuwendenden Ausgleichsbeträge sind gleich dem 
Unterschied zwischen den Ausgleichsbeträgen, die 
im Handel zwischen jedem dieser neuen Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung gelten. 


Artikel 6 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden die Ausgleichsbeträge 
von demjenigen der beiden betroffenen Mitglied- 
staaten erhoben bzw. gewährt, dessen Preisniveau 

für die in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr / 

. . erwähnte Futtergetreidemenge das höhere ist. 

Artikel 7 

1. Im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und Drittländern werden die Ausgleichsbeträge 
von den Abschöpfungen und Erstattungen abge- 
zogen. 

2. Wurde für ein Erzeugnis ein Ausgleichsbetrag 
festgesetzt und ist die Erstattung niedriger als der 
Ausgleichsbetrag oder gar nicht festgesetzt, so 
kann vorgesehen werden, daß bei der Ausfuhr 
des betreffenden Erzeugnisses nach Drittländern 
in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat ein Be- 
trag erhoben wird, der höchstens gleich dem Un- 
terschied zwischen dem Ausgleichsbetrag und der 
Erstattung oder - je nach Fall - höchstens gleich 
dem Ausgleichsbetrag ist. 

Artikel 8 

Angewandt wird der am Tage der Einfuhr oder Aus- 
fuhr geltende Ausgleichsbetrag. 

Artikel 9 

1. Die Art und Weise der Gewährung, Erhebung 
und Wiedereinziehung der Ausgleichsbeträge 
wird nach dem Verfahren des Artikels 17 der 

Verordnung (EWG) Nr /. . so festgelegt, daß 

vor allem Verkehrsverlagerungen verhindert 
werden. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung, insbesondere zu den, nicht in Artikel 1 
Absatz 1 festgelegten Ausgleichsbeträgen, wer- 
den nach demselben Verfahren erlassen. 

3. Die in Artikel 4 genannten Beträge werden von 
der Kommission festgesetzt. 

Artikel 10 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 237/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Eier 1 ), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2880/73 2 ), wird 
aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 9 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 297 
vom 25. Oktober 1973, S. 4 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Handel mit 

Dänemark 

Irland 

dem Vereinig- 
ten Königreich 

1 

2 

3 

4 

5 

04.05 

Vogeleier und Eigelb, frisch, getrocknet oder 
in anderer Weise haltbar gemacht, auch ge- 
zuckert: 

RE/100 Stück 

RE/ 100 Stück 

RE/100 Stück 


A. Eier in der Schale, frisch oder haltbar ge- 
macht: 





I. Eier von Hausgeflügel: 





a) Bruteier a ) 

0,0830 

0,4485 

0,8829 



RE/100 kg 

RE/100 kg 

RE/100 kg 


b) andere 

0,8556 

4,6210 

9,0982 


a ) Unter dieser Tarifstelle werden nur Eier von Hausgeflügel eingeordnet, die den von den zuständigen 
Stellen der Europäischen Gemeinschaften festgelegten Bestimmungen entsprechen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführungsbestimmungen 
betreffend die Regelung der Ausgleichsbeträge bei der Einfuhr von Waren 
des Artikels 47 Absatz 1 der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassung 
der Verträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft 1 ), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 5 der 
dem Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Werden im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten auf Grunderzeugnisse, bei denen 
davon ausgegangen wird, daß sie bei der Herstel- 
lung von Waren im Sinne der Verordnungen Nr. 

zur Festlegung der Handelsregelung für Eier- 
albumin und Milchalbumin 2 ) und (EWG) Nr. 1059/69 
zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte 
Waren 3 ), letztlich geändert durch Verordnung (EWG) 
Nr. 3185/74 4 ) r verwendet wurden, Ausgleichsbeträge 
im Sinne des Artikels 55 Absatz 1 Buchstabe a der 
Beitrittsakte erhoben, so wird gemäß Artikel 47 Ab- 
satz 1 der Akte bei der Einfuhr dieser Waren ein 
Ausgleichsbetrag angewandt, der ausgehend von 
diesen Beträgen nach den Regeln bestimmt wird, 
die in den genannten Verordnungen für die Berech- 
nung der Abgabe oder des beweglichen Teilbetrags 
auf diese Waren vorgesehen sind. 

Die Einzelheiten betreffend die Erhebung dieser 
Ausgleichsbeträge sind Anwendungsmaßnahmen 
technischer Art, mit denen insbesondere Verkehrs- 
verlagerungen vermieden werden sollen. Aus Grün- 
den der Vereinheitlichung sind dafür dieselben Be- 
stimmungen zugrunde zu legen, die bei der Einfuhr 
der Grunderzeugnisse als solche angewendet wer- 
den. Sie müssen deshalb nach demselben Verfahren 
festgelegt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Die Einzelheiten der Erhebung der bei der Einfuhr 
der Waren des Artikels 47 Absatz 1 der Beitrittsakte 
anwendbaren Ausgleichsbeträge, insbesondere der- 
jenigen, mit denen Verkehrs Verlagerungen vermie- 
den werden sollen, werden nach dem Verfahren fest- 
gelegt, das in Artikel 26 der Verordnung Nr. 120/67 
des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 5 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 85/75 6 ) und in 
den entsprechenden Artikeln der anderen Verord- 
nungen über gemeinsame Marktorganisationen für 
die anderen in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 genannten Grunderzeugnisse vorgesehen ist. 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 274/73 des Rates 
vom 31. Januar 1974, über die Durchführungsbe- 
stimmungen betreffend die Regelung der Aus- 
gleichsbeträge bei der Einfuhr von Waren des 
Artikels 47 Absatz 1 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträ- 
ge 7 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 2 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 340 
vom 19. Dezember 1974, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 11 
vom 16. Januar 1975, S. 1 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 30 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung 
(EWG) Nr. 739/68 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der 
Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Schweinefleisch ebenfalls den Text der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 739/68 vom 18. Juni 1968 zur 
Festsetzung der allgemeinen Vorschriften betreffend 

die Gewährung von Beihilfen für die private Lager- 
haltung auf dem Sektor Schweinefleisch 8 ) anzupas- 
sen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen for- 
meller Art notwendig, die nachstehend in einer ver- 
einfachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den 
Text eingefügt werden sollen: 

Verweisungen Alter Text 


Neuer Text 



Artikel 7 Diese Verordnung tritt am dritten 

Tage nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 739/68 des Ra- 
tes vom 18. Juni 1968 zur Festsetzung der 
allgemeinen Vorschriften betreffend die Ge- 
währung von Beihilfen für die private La- 
gerhaltung auf dem Sektor Schweine- 
fleisch 8 ) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verord- 
nungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 

Angabe der betreffenden 
Rechtsvorschriften 

2. Rechtsgrundlage 
1 . Erwägungsgrund 

3. Erwägungsgrund 
Artikel 1 


werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer 
zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

zu ersetzende Fundstelle: 

121/67/EWG vom 13. Juni 1967 

121/67/EWG 

121/67/EWG 

121/67/EWG 


8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 136 vom 20. Juni 1968, S. 1 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung 
(EWG) Nr. 897/69 

erhöhung auf dem Schweinefleischsektor anzuwen- 
denden Grundregeln 9 ), anzupassen. 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen 
der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Ra- 
tes im Sektor Schweinefleisch ebenfalls den Text der 
Verordnung (EWG) Nr. 897/69 vom 13. Mai 1969, 
zur Festsetzung der im Falle einer erheblichen Preis- 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen 
formeller Art notwendig, die nachstehend in einer 
vereinfachten Form wiedergegeben wird, jedoch in 
den Text eingefügt werden sollen: 

Verweisungen Alter Text 


Neuer Text 

./. 

f 

./. 

Artikel 4 Diese Verordnung tritt am Tage 

nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 897/69 des Ra- 
tes vom 13. Mai 1969, zur Festsetzung der 
im Falle einer erheblichen Preiserhöhung 
auf dem Schweinefleischsektor anzuwen- 
denden Grundregeln 9 ) wird aufgehoben. 



2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Außerdem sind die Verweisungen auf die Verord- 
nungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Num- 

mer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angege- 
ben: 

Angabe der betreffenden 
Rechtsvorschriften 


zu ersetzende Fundstelle: 

2. Rechtsgrundlage 


— 121/67/EWG vom 13. Juli 1967 



— geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 830/68 

1 . Erwägungsgrund 


— 121/67/EWG 

2. Erwägungsgrund 


— 213/67/EWG vom 27. Juli 1967 
zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1705/68 

Artikel 1 


— 121/67/EWG 



— 213/67/EWG 

Artikel 2, par. 1 


— 121/67/EWG 

Artikel 2, par. 2 


— 121/67/EWG 

Artikel 3 


— 121/67/EWG 


9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 vom 15. Mai 1969, S. 3 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung betrags der Abschöpfung für geschlachtete Schwei- 

(EWG) Nr. 133/67 ne 10 ) anzupassen. 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen for- 
der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates melier Art notwendig, die nachstehend in einer ver- 
im Sektor Schweinefleisch ebenfalls den Text der einfachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den 
Verordnung (EWG) Nr. 133/67 vom 13. Juni 1967 zur Text eingefügt werden sollen: 

Festlegung der Regeln für die Berechnung eines Teil- 

Verweisungen Alter Text Neuer Text 


erster Satz Der Rat der Europäischen Wirt- Der Rat der Europäischen Gemeinschaften 

Schaftsgemeinschaft 


Artikel 4 Diese Verordnung tritt am Tage 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 133/67 des Ra- 

nach ihrer Veröffentlichung im tes vom 13. Juni 1967, zur Festlegung der 

Amtsblatt der Europäischen Ge- Regeln für die Berechnung eines Teilbe- 

meinschaften in Kraft. trags der Abschöpfung für geschlachtete 

Schweine 10 ) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verord- werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer 
nungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben: 

Angabe der betreffenden zu ersetzende Fundstelle: 

Rechtsvorschriften 

2. Rechtsgrundlage 121/67/EWG vom 13. Juni 1967 

5. Erwägungsgrund 121/67/EWG 

Artikel 1 121/67/EWG 

Artikel 3, Absatz 2 121/67/EWG 


10 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 vom 21. Juni 1967, S. 2366/67 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Schweinefleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), 
insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 der diesem 
Vertrag beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 55 der Beitrittsakte sind die Preis- 
unterschiede für landwirtschaftliche Erzeugnisse zwi- 
schen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten da- 
durch auszugleichen, daß im Handel zwischen ihnen 
sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten und Dritt- 
ländern Ausgleichsbeträge erhoben oder gewährt 
werden; für den Sektor Schweinefleisch sind diese 
Ausgleichsbeträge nach Artikel 75 der Akte zu be- 
rechnen. 

Der Ausgleichsbetrag je Kilogramm geschlachtete 
Schweine muß ausgehend von den Ausgleichsbeträ- 
gen berechnet werden, die auf die Futtergetreide- 
menge angewandt werden, welche in der Gemein- 
schaft zur Erzeugung von einem Kilogramm Schwei- 
nefleisch erforderlich ist; diese Futtergetreidemenge 
ist in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom . . . zur Festlegung der Regeln für die 
Berechnung eines Teilbetrages der Abschöpfung für 
geschlachtete Schweine 2 ) festgesetzt worden. 

Die auf Futtergetreide anzuwendenden Ausgleichs- 
beträge sind nach der Verordnung (EWG) Nr. 229/73 
des Rates vom 31. Januar 1973 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Ausgleichsbeträge für Getreide 
festgesetzt worden 3 ). 

Darüber hinaus ist der wirtschaftlichen Lage der 
Schweineproduktion in den neuen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen. 

Für die anderen Erzeugnisse, die unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. .../... des Rates vom . . . über 
die gemeinsame Marktorganisation für Schweine- 
fleisch fallen, ist der Ausgleichsbetrag mit Hilfe der 
zur Berechnung der Abschöpfungen angewandten 
Koeffizienten von dem Ausgleichsbetrag für ge- 
schlachtete Schweine abzuleiten. 

Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 229/73 
kann die Erhebung oder die Gewährung von Aus- 
gleichsbeträgen für Getreide beschränkt werden, um 
der in Artikel 56 der Beitrittsakte genannten Lage 
zu begegnen; es ist notwendig, diese Beschränkung 


bei den Schweinefleischerzeugnissen als Getreide- 
folgeerzeugnisse zu berücksichtigen, um das rei- 
bungslose Funktionieren der gemeinsamen Markt- 
organisation zu gewährleisten; außerdem empfiehlt 
es sich, Schweineschmalz, das in einigen neuen Mit- 
gliedstaaten besonderen Marktbedingungen unter- 
liegt, von dieser Beschränkung der Ausgleichs- 
beträge zu befreien. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Warenverkehr dazu dienen, einen Austausch 
der Erzeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaaten mit 
unterschiedlichem Preisniveau unter befriedigenden 
Bedingungen zu ermöglichen, ist bei der Einfuhr in 
einen Mitgliedstaat mit höherem Futtergetreide- 
Preisniveau ein Ausgleichsbetrag zu erheben und 
umgekehrt bei der Ausfuhr nach einem Mitglied- 
staat mit niedrigerem Futtergetreide-Preisniveau ein 
Ausgleichsbetrag zu gewähren. 

Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a der Beitrittsakte, 
wonach die Ausgleichsbeträge vom einführenden 
Mitgliedstaat erhoben oder vom ausführenden Mit- 
gliedstaat gewährt werden, bedeutet demnach, daß 
die Aufgabe der Erhebung oder Gewährung dieser 
Beträge dem Mitgliedstaat obliegt, dessen Futter- 
getreide-Preisniveau das höhere ist. 

Die Art und Weise der Erhebung und Gewährung 
der Ausgleichsbeträge ist so festzulegen, daß Ver- 
kehrsverlagerungen verhindert werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer uf, rünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen 
und DrF ländern anzuwendenden Ausgleichsbe- 
träge fi : t Fleisch von Hausschweinen, in ganzen 
oder halben Tierkörpern, auch ohne Kopf, Pfoten 
oder Flomen, der Tarifstelle 02.01 A III a) 1 des 
Gemeinsamen Zolltarifs, nachstehend „geschlach- 
tete Schweine" genannt, werden, ausgehend von 
den im folgenden Absatz aufgeführten Beträgen, 
nach Maßgabe der Veränderung der Ausgleichs- 
beträge berechnet, die auf die Futtergetreide- 
menge angewandt werden, die in der Gemein- 
schaft für die Erzeugung von 1 kg Schweine- 
fleisch erforderlich ist. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 27 
vom 1. Februar 1973, S. 25 
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2. Die in Absatz 1 erwähnten Beträge sind die fol- 
genden, in den Monaten Juni und Juli des Jahres 
1973 gültigen Währungsausgleichsbeträge. 

Rechnungseinheiten/ 100 kg 
Dänemark 1,36 

Irland 5,60 

Vereinigtes Königreich 13,30 

Artikel 2 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und Dritt- 
ländern anzuwendenden Ausgleichsbeträge für die 
in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
.../.., genannten Erzeugnisse, außer geschlachteten 
Schweinen, werden mit Hilfe der Koeffizienten, die 
das in Artikel 10 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe a 
derselben Verordnung genannte Verhältnis ausdrük- 
ken f von dem Ausgleichsbetrag für geschlachtete 
Schweine abgeleitet. 

Artikel 3 

1. Wird an einem oder mehreren Tagen im Verlauf 
der ersten 75 Tage des dem 1. August, 1. Novem- 
ber, 1. Februar und 1. Mai vorangehenden Vier- 
teljahres Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 

angewandt, so wird der im folgenden 
Vierteljahr als Ausgleichsbetrag für die in den 
Artikeln 1 und 2 genannten Erzeugnisse anzu- 
wendende Betrag vierteljährlich nach Maßgabe 
des Durchschnitts derjenigen Beträge festgesetzt, 
die während der ersten 75 Tage des vorher- 
gehenden Vierteljahres für das Getreide gelten, 
das in der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. genannten Futtergetreidemenge ent- 

halten ist. 

Weicht der Betrag jedoch um weniger als 5 v. H. 
von dem für das vorhergehende Vierteljahr fest- 
gesetzten Betrag ab, so wird er unverändert bei- 
behalten. 

2. Absatz 1 gilt nicht für den Ausgleichsbetrag für 
die Erzeugnisse der Tarifstelle 15.01 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs. 

Artikel 4 

Die im Handel zwischen zwei neuen Mitgliedstaaten 
anzuwendenden Ausgleichsbeträge sind gleich dem 
Unterschied zwischen den Ausgleichsbeträgen, die 
im Handel zwischen jedem dieser neuen Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung gelten. 

Artikel 5 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden die Ausgleichsbeträge 


von demjenigen der beiden betroffenen Mitglied- 
staaten erhoben oder gewährt, dessen Preisniveau 
für die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 

erwähnte Futtergetreidemenge das höhere 
ist. 

Artikel 6 

1. Im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und Drittländern werden die Ausgleichsbeträge 
von den Abschöpfungen und Erstattungen ab- 
gezogen. 

2. Wurde für ein Erzeugnis ein Ausgleichsbetrag 
festgesetzt und ist die Erstattung niedriger als 
der Ausgleichsbetrag oder gar nicht festgesetzt, 
so kann vorgesehen werden, daß bei der Ausfuhr 
des betreffenden Erzeugnisses nach Drittländern 
in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat ein Be- 
trag erhoben wird, der höchstens gleich dem 
Unterschied zwischen dem Ausgleichsbetrag und 
der Erstattung oder - je nach Fall - höchstens 
gleich dem Ausgleichsbetrag ist. 

Artikel 7 

Angewandt wird der am Tage der Einfuhr oder Aus- 
fuhr geltende Ausgleichsbetrag. 

Artikel 8 

1. Die Art und Weise der Gewährung, Erhebung 

und Wiedereinziehung der Ausgleichsbeträge 
wird nach dem Verfahren des Artikels 24 der 
Verordnung (EWG) Nr. so festgelegt, daß 

vor allem Verkehrsverlagerungen verhindert 
werden. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung, insbesondere zu den nicht in Artikel 1 
Absatz 1 festgelegten Ausgleichsbeträgen, wer- 
den nach demselben Verfahren erlassen. 

3. Die in Artikel 3 genannten Beträge werden von 
der Kommission festgesetzt. 

Artikel 9 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 234/73 des Rates vom 
31. Januar 1973 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Ausgleichsbeträge für Schweinefleisch 4 ), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2879/ 
73 5 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 297 
vom 25. Oktober 1973, S. 3 
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Annexe - Rdsumd 


Reglement n° 146/67/CEE du 21 juin 1967 

Modifications: R.(CEE) n° 988/73 du 9 avril 1973 
R. (CEE) n° 1717/74 du 27 juin 1974 

Reglement (CEE) n° 2595/69 du 10 decembre 1969 

Reglement (CEE) n° 235/73 du 31 janvier 1973 

Modifications: R.(CEE) n° 1053/73 du 17 avril 1973 

R.(CEE) n° 2880/73 du 22 octobre 1973 


Reglement (CEE) n° 1349/72 du 27 juin 1972 

Modification: R.(CEE) n° 225/73 du 31 janvier 1973 

Reglement n° 145/67 CEE du 21 juin 1967 

Modification: R.(CEE) n° 1716/74 du 27 juin 1974 

Reglement (CEE) n° 2594/69 du 10 decembre 1969 


Reglement (CEE) n° 1619/68 du 15 octobre 1968 


Modifications: 


R.(CEE) n° 730/69 du 22 avril 1969 
R. (CEE) n° 1348/72 du 27 juin 1972 


Reglement (CEE) n° 237/73 du 31 janvier 1973 

Modification: R.(CEE) n° 2880/73 du 22 octobre 1973 

Reglement n° 170/67/CEE du 27 juin 1967 

Modification: R.(CEE) n° 1081/71 du 25 mai 1971 

Reglement (CEE) n° 274/73 du 31 janvier 1973 

Reglement (CEE) n° 1133/74 du 29 avril 1974 

Modification: R.(CEE) n° 2496/74 du 2 octobre 1974 

Reglement (CEE) n° 739/68 du 18 juin 1968 
Reglement (CEE) n° 897/69 du 13 mai 1969 
Reglement n° 133/67/CEE du 3 juin 1967 


Reglement (CEE) n° 2108/70 du 20 octobre 1970 


J. O. n°L125 

J. O. n°L 99 
J. O. n° L 181 

J.O. n° L 324 

J. O. n° L 29 
J. O. n° L 105 
J. O. n° L 297 

J. O. n° L 148 
J. O. n°L 27 

J. O. n°L 125 
J. O. n° L 181 

J. O. n° L 324 

J. O. n° L 258 
J. O. n°L 96 
J. O. n° L 148 

J. O. n°L 29 
J. O. n° L 297 

J. O. n° L 130 
J. O. n° L 116 

J.O. n°L 29 

J. O. n° L 128 
J. O. n° L 268 

J. O. n° L 136 
J. O. n°L 116 
J. O. n° L 120 
J. O. n° L 234 


Modifications: Acte relatif aux conditions d'adhesion 
et aux adaptations des traites 


du 27 mars 1972, p. 14 

J. O. n°L 73 

R. (CEE) n° 2507/74 du 2 octobre 1974 

J.O. n° L 271 

234/73 du 31 janvier 1973 

J. O. n° L 29 

R. (CEE) n° 2879/73 du 22 octobre 1973 

J.O. n° L 297 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Erzeugung von und 
den Verkehr mit Bruteiern und Küken von Hausgeflügel 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . . /EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier, insbesondere auf Artikel 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . . /EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die Ziele des Artikels 39 des Vertrages im Be- 
reich der Geflügelwirtschaft zu verwirklichen, sehen 
die Verordnungen Nr. . . . /EWG und Nr. . . . /EWG 
Maßnahmen vor, die die Anpassung des Angebots 
an die Markterfordernisse erleichtern sollen. 

Dazu gehören insbesondere Maßnahmen, die die 
Aufstellung kurz- oder langfristiger Vorhersagen auf 
Grund der Kenntnis der eingesetzten Produktions- 
mittel ermöglichen sollen, aber auch Vermarktungs- 
normen, die unter anderem die Verpackung, die Be- 
förderung und die Kennzeichnung betreffen können. 

Eine zuverlässige Kenntnis der Zahl der eingeleg- 
ten Bruteier und der ausgeschlüpften Küken - auf- 
gegliedert nach Geflügelart, -kategorie und -sorte - 
erlaubt es, die Entwicklung des Marktes für Erzeug- 
nisse der Geflügel Wirtschaft voraus zu berechnen; 
hierzu ist ferner vorzusehen, daß nötigenfalls stati- 
stische Angaben über den Bestand an Zucht- und 
Vermehrungsgeflügel gesammelt werden können. 

Um die Marktentwicklung möglichst genau und 
frühzeitig vorhersehen zu können, empfiehlt es sich, 
in regelmäßigen Zeitabständen die Angaben über 
die eingelegten Bruteier und die ausgeschlüpften 
und vermarkteten Küken zu erfassen. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, die in der Ge- 
meinschaft erzeugten Bruteier in einer Weise kennt- 
lich zu machen, daß sie von den Eiern unterschieden 
werden können, die der Verordnung (EWG) Nr. . . . 

des Rates vom über Vermarktungsnormen 

für Eier unterliegen; in der Gemeinschaft müssen 
die Bruteier zu diesem Zweck durch einzelne Kenn- 
zeichnung ausgewiesen werden; jedoch ist vorzu- 
sehen, daß diese Form der Unterscheidung in den 
Mitgliedstaaten, in denen sie gestattet wird, beson- 
deren Verpackungsvorschriften unterliegt; dies darf 


jedoch nicht dazu führen, daß aus dem Brutschrank 
wieder herausgenommene Eier ohne besondere 
Kennzeichnung in den Handel gebracht werden 
können. 

Für Bruteier und andere Eier bestehen unter- 
schiedliche Einschleusungspreise und Abschöpfun- 
gen; darum empfiehlt es sich, die Möglichkeit zur 
eindeutigen Unterscheidung dieser Erzeugnisse 
durch Kennzeichnung der Bruteier zu schaffen. 

Dies gilt, insbesondere wegen der Möglichkeit der 
Gewährung von Erstattungen, auch bei der Ausfuhr; 
jedoch ist etwa bestehenden Kennzeichnungsvor- 
schriften dritter Länder so weit wie möglich Rech- 
nung zu tragen, um den Handel mit diesen Ländern 
nicht zu beeinträchtigen. 

Eine jedem Betrieb erteilte und auf den Bruteiern 
oder den Verpackungen mit Bruteiern oder Küken 
angebrachte Kennummer kann die Vermarktung die- 
ser Erzeugnisse und die Kontrolle der Einhaltung 
dieser Verordnung vereinfachen. 

Für den Handel und für die Kontrolle ist es glei- 
chermaßen angebracht, in den Begleitpapieren An- 
gaben namentlich über die Art und die Herkunft der 
Partie Bruteier oder Küken zu machen; zu diesem 
Zweck müssen einige dieser Angaben auf den Ver- 
packungen angebracht werden. 

Den Betrieben muß gewährleistet werden, daß die 
sie betreffenden Einzelauskünfte anonym bleiben 
und dem statistischen Geheimnis unterliegen. 

Es ist angebracht, diejenigen Betriebe von der 
Anwendung dieser Verordnung freizustellen, die 
wegen ihres geringen Geschäftsumfangs weder auf 
die statistischen Gesamtergebnisse noch auf die 
Marktentwicklung einen nennenswerten Einfluß 
nehmen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. „Bruteier" : Eier von Hausgeflügel (Tarifstelle 
04.05 Ala) des Gemeinsamen Zolltarifs), die zur 
Erzeugung von Küken bestimmt, je nach Art, 
Kategorie und Sorte unterschieden und nach die- 
ser Verordnung ausgewiesen sind; 

2. „Küken": lebendes Hausgeflügel mit einem 
Stückgewicht von höchstens 185 Gramm (Tarif- 
stelle 01.05 A des Gemeinsamen Zolltarifs) der 
folgenden Kategorien: 
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a) „Gebrauchsküken" : Küken einer der folgen- 
den Sorten: 

i) „Schlachtküken 41 : Küken für die Mast, die 
vor Erlangung der Geschlechtsreife ge- 
schlachtet werden; 

ii) „Legeküken": Küken für die Aufzucht, 
die zur Erzeugung von Konsumeiern be- 
stimmt sind; 

iii) „Küken gemischter Verwendbarkeit": 
Küken entweder für das Legen oder für 
das Schlachten; 

b) „Vermehrungsküken": Küken für die Erzeu- 
gung von Gebrauchsküken; 

c) „Zuchtküken": Küken für die Erzeugung von 
Vermehrungsküken ; 

3. „Betrieb": Betriebsstätte oder Teil einer Be- 
triebsstätte jedes einzelnen der nachstehenden 
Tätigkeitsbereiche: 

a) „Zuchtbetrieb": Betrieb, dessen Tätigkeit in 
der Erzeugung von Bruteiern zur Erzeugung 
von Zuchtküken, Vermehrungsküken oder 
Gebrauchsküken besteht; 

b) „Vermehrungsbetrieb": Betrieb, dessen Tätig- 
keit in der Erzeugung von Bruteiern zur Er- 
zeugung von Gebrauchsküken besteht; 

c) „Brüterei": Betrieb, dessen Tätigkeit im Ein- 
legen und Bebrüten von Bruteiern sowie in 
der Lieferung von Küken besteht. 

4. „Fassungsvermögen": die größtmögliche Zahl 
Bruteier, die gleichzeitig in die Brutschränke aus- 
schließlich der Schlupfräume eingelegt werden 
kann. 


Artikel 2 

1. In Ausübung eines Berufes oder Gewerbes dür- 
fen innerhalb der Gemeinschaft nur nach dieser 
Verordnung Bruteier und Küken vermarktet und 
befördert sowie Bruteier eingelegt werden. 

2. Zuchtbetriebe und Vermehrungsbetriebe mit we- 
niger als 100 Tieren sowie Brütereien mit einem 
Fassungsvermögen von weniger als 1000 Brut- 
eiern sind jedoch von der Anwendung dieser 
Verordnung freigestellt. 


Artikel 3 

Jeder Betrieb wird auf Antrag bei der vom jewei- 
ligen Mitgliedstaat bezeichneten zuständigen Stelle 
eingetragen und erhält eine Kennummer. 

Die Kennummer kann jedem Betrieb entzogen wer- 
den, der den Vorschriften dieser Verordnung nicht 
nachkommt. 


Artikel 4 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission spätestens drei 
Monate nach Beginn der Anwendung dieser Ver- 
ordnung die Liste der in seinem Gebiet liegenden 
Betriebe, in der die Kennummer, die Bezeichnung 
und die Anschrift jedes Betriebes aufgeführt sind. 
Jede Änderung dieser Liste wird den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission zu Beginn eines 
jeden Kalendervierteljahres mitgeteilt. 


Artikel 5 

1. Bruteier werden einzeln gekennzeichnet. In die- 
ser Weise werden sie durch den Erzeugerbetrieb 
ausgewiesen, der seine Kennummer auf die Brut- 
eier stempelt. 

2. Die Mitgliedstaaten können jedoch den Erzeuger- 
betrieben erlauben, die Bruteier mit einer Bande- 
role, die auf der Packung angebracht und bei 
deren Öffnung unbrauchbar wird, auszuweisen. 
Diese Banderole trägt mindestens die Angabe 
der Geflügelart, von der die Eier stammen, sowie 
die Kennummer des Erzeugerbetriebs. 

Wenn ein Mitgliedstaat von dieser Möglichkeit 
Gebrauch macht, unterrichtet er die übrigen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission davon und teilt 
ihnen die zu diesem Zweck erlassenen Bestim- 
mungen mit. 

Die so ausgewiesenen Bruteier können nur in 
den Mitgliedstaaten befördert, gehandelt oder 
eingelegt werden, die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen. 

3. Bruteier werden in volkommen sauberen Packun- 
gen befördert, die nur Bruteier einer Geflügelart, 
-kategorie und -sorte aus einem Erzeugerbetrieb 
enthalten und mindestens folgende Angabe tra- 
gen: „Bruteier", „oeufs ä couver", „uova da 
cova", „broedeieren", „eggs forhatching" oder 
„rugeaeg". 

4. Um den Vorschriften in bestimmten einführenden 
Drittländern zu genügen, können die für die Aus- 
fuhr bestimmten Bruteier und ihre Verpackungen 
mit Angaben versehen werden, die von den in 
dieser Verordnung vorgesehenen Angaben ab- 
weichen, soweit sie nicht zu Verwechslungen mit 
diesen sowie den in der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . und in den zu deren Durchführung er- 
lassenen Verordnungen vorgesehenen Angaben 
Anlaß geben. 


Artikel 6 

Bruteier mit Herkunft aus dritten Ländern dürfen 
nur eingeführt werden, sofern sie in mindestens 
3 mm hohen Buchstaben den Namen des Ursprungs- 
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landes und den Aufdruck „Brutei", „ä couver", 
„cova", „hatching", „rugeaeg" oder „broedei" tra- 
gen. Ihre Verpackungen enthalten ausschließlich 
Bruteier einer Geflügelart, -kategorie und -sorte 
eines Ursprungslandes und eines Versenders und 
tragen mindestens folgende Angaben: 

a) die auf den Eiern stehenden Angaben, 

b) Geflügelart, von der die Eier stammen, 

c) Name oder Firma und Anschrift des Versenders. 


Artikel 7 

Jede Brüterei führt ein oder mehrere Register, worin 
die folgenden Angaben, aufgegliedert nach Art, 
Kategorie (Zucht-, Vermehrungs- oder Gebrauchs- 
küken) und Sorte (Schlacht- oder Legeküken bzw. 
Küken gemischter Verwendbarkeit), eingetragen 
werden: 

a) das Datum der Einlegung in den Brutschrank, die 
Anzahl der eingelegten Bruteier, die Kennummer 
des Betriebes, in dem die Bruteier erzeugt wur- 
den, und die Anzahl der nicht gekennzeichneten, 
aus dem Brutschrank wieder herausgenommenen 
Eier; 

b) das Schlupfdatum, die Anzahl der ausgeschlüpf- 
ten Küken sowie die Anzahl der Küken, die tat- 
sächlich für den Gebrauch bestimmt sind. 


Artikel 8 

Vor der Einlegung in den Brutschrank nicht gekenn- 
zeichnete und aus dem Brutschrank wieder heraus- 
genommene Bruteier werden vernichtet oder erhal- 
ten, soweit sie als „Industrieeier" im Sinne des Ar- 
tikels 1 Nummer 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1619/ 
68 gehandelt werden, ein noch festzulegendes Kenn- 
zeichen. 


Artikel 9 

1. Monatlich übermittelt jede Brüterei der zustän- 
digen Stelle des Mitgliedstaats die folgenden 
Angaben, aufgegliedert nach Art, Kategorie und 
Sorte: Anzahl der eingelegten Bruteier, Anzahl 
der ausgeschlüpften Küken und Anzahl der 
Küken, die tatsächlich für den Gebrauch bestimmt 
sind. 

2. Statistische Angaben über den Bestand an Zucht- 
und Vermehrungsgeflügel werden, soweit erfor- 
derlich, bei den nicht in Absatz 1 genannten Be- 
trieben nach den Modalitäten und unter den 
Bedingungen angefordert, die nach dem Verfah- 
ren des Artikels 17 der Verordnung Nr. . . . /EWG 
festgelegt werden. 


Artikel 10 

1. Monatlich übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission unverzüglich nach Eingang und Er- 
fassung der in Artikel 9 bezeichneten Angaben 
eine Aufstellung, die auf der Grundlage dieser 
Angaben für den vorangegangenen Monat er- 
stellt wird. 

Die Aufstellung des Mitgliedstaats gibt ferner 
die Anzahl der im gleichen Monat eingeführten 
und ausgeführten Küken, aufgegliedert nach Art, 
Kategorie und Sorte, an. 

2. Die Kommission stellt die Daten der Aufstellun- 
gen zusammen und wertet sie aus. Sie unter- 
richtet davon die Mitgliedstaaten. 

Artikel 11 

1 . Küken werden nach Geflügelart, -sorte und 
-kategorie getrennt verpackt. 

2. Die Kartons enthalten ausschließlich Küken einer 
Brüterei und tragen mindestens die Kennummer 
der Brüterei. 


Artikel 12 

Küken mit Herkunft aus dritten Ländern dürfen nur 
eingeführt werden, sofern sie nach Artikel 11 Ab- 
satz 1 sortiert sind. Die Kartons enthalten ausschließ- 
lich Küken eines Ursprungslandes und eines Ver- 
senders und tragen mindestens folgende Angaben: 

a) Name des Ursprungslandes, 

b) Geflügelart, der die Küken angehören, 

c) Name oder Firma und Anschrift des Versenders. 


Artikel 13 

1. Für den Versand einer jeden Partie Bruteier oder 
Küken wird ein Begleitpapier erstellt, das zumin- 
dest folgende Angaben enthält: 

a) Name oder Firma sowie Anschrift und Kenn- 
nummer des Betriebes, 

b) Anzahl der Bruteier oder Küken nach Geflü- 
gelart, -kategorie und -sorte, 

c) Versanddatum, 

d) Name und Anschrift des Empfängers. 

2. Bei Sendungen von Bruteiern und Küken aus 
dritten Ländern ist an Stelle der Kennummer des 
Betriebes der Name des Ursprungslandes anzu- 
geben. 


Artikel 14 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Angaben 
werden deutlich lesbar angebracht. 
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Für diese Angaben sowie für das Ausfüllen der Be- 
gleitpapiere ist zumindest eine Sprache der Gemein- 
schaften zu verwenden. 


Artikel 15 

Um den Vorschriften in bestimmten einführenden 
Drittländern zu genügen, können die für die Ausfuhr 
bestimmten Verpackungen mit Angaben versehen 
werden, die von den in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Angaben abweichen, soweit sie nicht zu 
Verwechslungen mit diesen Anlaß geben. 


Artikel 16 

Die Einhaltung dieser Verordnung wird von den in 
jedem Mitgliedstaat bestimmten Stellen überwacht. 
Das Verzeichnis dieser Stellen wird den übrigen 
Mitgliedstaaten und der Kommission spätestens 
einen Monat vor Beginn der Anwendung dieser Ver- 
ordnung übermittelt. Jede Änderung dieses Ver- 
zeichnisses wird den übrigen Mitgliedstaaten und 
der Kommission mitgeteilt. 


Artikel 17 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
der Verordnung Nr. . . . /EWG bzw. des Artikels 17 
der Verordnung Nr. . . . /EWG erlassen. 


Artikel 18 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um die Anonymität und den vertrau- 
lichen Charakter der nach Artikel 9 erteilten 
Angaben zu gewährleisten. 

2. Die in den Registern aufgezeichneten Angaben 
dürfen nur von den mit der Durchführung dieser 
Verordnung beauftragten Stellen verwendet 
werden. 


Artikel 19 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1349/72 des Rates 
vom 27. Juni 1972 über die Erzeugung von und 
den Verkehr mit Bruteiern und Küken von Haus- 
geflügel 1 ), geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 225/73 2 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufge- 
hobene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 30. Juni 1972, S. 7 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 21 
vom 1. Februar 1973, S. 16 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Handelsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 14 Absatz (7), 28, 92 bis 94, 111 ff. und 
235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eieralbumin, das in Anhang II des Vertrages nicht 
aufgeführt ist, unterliegt - im Unterschied zu Ei- 
gelb - nicht den Agrarvorschriften des Vertrages. 

Hieraus ergibt sich eine Lage, die die Wirksamkeit 
der gemeinsamen Agrarpolitik auf dem Eiersektor 
gefährden kann. 

Um zu einer ausgewogenen Lösung zu gelangen, 
ist es angebracht, für Eieralbumin eine ähnliche Han- 
delsregelung wie für Eier einzuführen. Diese Rege- 
lung sollte auch auf Milchalbumin Anwendung fin- 
den, da dieses weitgehend an die Stelle des Eier- 
albumins treten kann. 

Durch die Verordnung Nr. . . . des Rates vom . . . 
über die gemeinsame Marktorganisation für Eier 2 ) 
wird eine Regelung über einen einheitlichen Eier- 
markt in der Gemeinschaft eingeführt, die unter an- 
derem einheitliche Abschöpfungen und einheitliche 
Erstattungen gegenüber dritten Ländern für Eier und 
Eigelb in unverändertem Zustand oder in Form ge- 
wisser Eiweiß enthaltender Verarbeitungserzeug- 
nisse vorsieht. 

Die Handelsregelung für Albumine muß der Rege- 
lung für Eier folgen, da jene Erzeugnisse von diesen 
abhängen. 

Die Preisbildung bei Eieralbumin erfolgt grund- 
sätzlich nach Maßgabe der Eierpreise, die in der Ge- 
meinschaft und auf dem Weltmarkt verschieden sind. 
Um sich daraus etwa ergebende Wettbewerbsverzer- 
rungen zu vermeiden, ist es notwendig, eine Einfuhr- 
abgabe zu erheben, deren Höhe diese Ungleichheit 
beseitigen kann. Die geeignetste Methode zur Be- 
stimmung der Höhe dieser Abgabe besteht wohl 
darin, daß der Betrag der Abgabe von dem Ab- 
schöpfungsbetrag für Eier in der Schale abgeleitet 
wird. 

Außerdem sind verschiedene Koeffizienten vorzu- 
sehen, die der Aufmachung des Verarbeitungs- 
erzeugnisses Rechnung tragen. 


Auf dem Weltmarkt ist der Eierpreis nicht der 
einzige Faktor, der - neben den Verarbeitungs- 
kosten - den Albuminpreis beeinflußt. Um die Wirk- 
samkeit des Systems der Einfuhrabgaben zu gewähr- 
leisten, muß der Abgabe ein Zusatzbetrag hinzuge- 
fügt werden, wenn die Angebote auf dem Welt- 
markt zu anomal niedrigen Preisen erfolgen. 

Auf Grund des engen wirtschaftlichen Zusammen- 
hangs zwischen den verschiedenen Eiererzeugnissen 
ist es erforderlich, bei Eieralbumin und Milchalbumin 
die Möglichkeit vorzusehen, Vermarktungsnormen 
zu erlassen, die denen für Eiererzeugnisse soweit 
wie möglich entsprechen. 

Soweit das ordnungsgemäße Funktionieren der in 
der Verordnung Nr. . . . vorgesehenen Ausfuhrerstat- 
tungsregelung für Eier und des Systems der vor- 
liegenden Verordnung es erfordert, soll die Inan- 
spruchnahme des sogenannten aktiven Veredelungs- 
verkehrs geregelt und, soweit die Marktlage es er- 
fordert, untersagt werden können. 

Dank der Einfuhrabgabe kann auf alle sonstigen 
Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen der Ge- 
meinschaft verzichtet werden. Die Verwirklichung 
eines Gemeinsamen Marktes erfordert die Besei- 
tigung aller Hemmnisse des freien Verkehrs der 
betreffenden Waren an den Binnengrenzen der 
Gemeinschaft — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Handel zwischen der Gemeinschaft und dritten 
Ländern werden für folgende Waren Einfuhrabgaben 
erhoben: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

! 

Warenbezeichnung 

ex 35.02 

Albumine 

ex A II 

andere (als ungenießbare oder 
ungenießbar gemachte) 

a) Eieralbumin und Milchalbumin 

1 . getrocknet (in Blättern, 
Flocken, Kristallen, Pulver 
usw.) 

2. andere 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 44 
vom 10. März 1967, S. 646/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 
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Artikel 2 

1. Der Betrag der Abgabe bei der Einfuhr der ein- 
zelnen unter Artikel 1 fallenden Erzeugnisse in 
die Gemeinschaft ist gleich dem gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung Nr. . . . festgesetzten 
Abschöpfungsbetrag für Eier in der Schale, der 
mit dem nach Artikel 3*festgesetzten Koeffizien- 
ten für das betreffende Erzeugnis multipliziert 
wird. 

2. Die Abgabenbeträge werden im voraus für je- 
weils drei Monate nach dem Verfahren des 
Artikel 17 der Verordnung Nr. . . . festgesetzt. 


Artikel 3 

Die Koeffizienten für die unter Artikel 1 fallenden 
Erzeugnisse werden nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 17 der Verordnung Nr. ... in der Weise fest- 
gesetzt, daß entsprechend dem in Artikel 5 Absatz 1 
zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. . . . be- 
stimmten Verhältnis der Komplementärwert zu den 
für Eigelb festgesetzten Koeffizienten festgestellt 
wird. 


Artikel 4 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine erheb- 
liche Preiserhöhung festgestellt und ist damit zu 
rechnen, daß diese Lage andauert und dadurch 
Marktstörungen auftreten oder aufzutreten drohen, 
so können die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die An- 
wendung dieses Artikels. 


Artikel 5 

1. Es werden ein Einschleusungspreis für die unter 
Artikel 1 fallenden flüssigen oder gefrorenen 
Erzeugnisse sowie ein Einschleusungspreis für 
die unter Artikel 1 fallenden getrockneten Er- 
zeugnisse festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt an 
Hand des nach Artikel 7 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. . . . festgesetzten Einschleusungspreises 
für Eier in der Schale, und zwar unter Berück- 
sichtigung des Minderwerts der Grundstoffe, der 
in Artikel 3 genannten Koeffizienten und der 
Verarbeitungskosten. 

2. Die Einschleusungspreise werden für einen Zeit- 
raum von drei Monaten im voraus festgesetzt. 

3. Fällt der Angebotspreis frei Grenze für ein Er- 
zeugnis unter den Einschleusungspreis, so wird 
die Einfuhrabgabe auf dieses Erzeugnis um einen 
Zusatzbetrag erhöht, der gleich dem Unterschied 
zwischen dem Einschleusungspreis und dem 
Angebotspreis frei Grenze ist. 


Dieser Zusatzbetrag entfällt jedoch gegenüber 
denjenigen dritten Ländern, die bereit und in der 
Lage sind, die Garantie zu übernehmen, daß der 
tatsächliche Preis bei der Einfuhr von Erzeugnis- 
sen mit Ursprung in und Herkunft aus ihrem 
Hoheitsgebiet in die Gemeinschaft nicht unter 
dem Einschleusungspreis des betreffenden Er- 
zeugnisses liegt und jede Verkehrsverlagerung 
vermieden wird. 

4. Der Angebotspreis frei Grenze wird für sämtliche 
Einfuhren aus allen dritten Ländern ermittelt. 

Erfolgen jedoch die Ausfuhren aus einem oder 
mehreren dritten Ländern zu anomal niedrigen 
Preisen, die unter den von den anderen dritten 
Ländern angewandten Preisen liegen, so wird ein 
zweiter Angebotspreis frei Grenze für Ausfuhren 
aus diesen anderen Ländern ermittelt. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung Nr. . . . erlassen. 

Nach demselben Verfahren werden festgesetzt: 

— die Einschleusungspreise, 

— gegebenenfalls die Zusatzbeträge. 

Artikel 6 

Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse können 
Vermarktungsnormen erlassen werden, die vorbe- 
haltlich der hierbei zu berücksichtigenden Besonder- 
heiten dieser Erzeugnisse den in Artikel 2 Absatz 2 
der Verordnung Nr. . . . vorgesehenen Vermark- 
tungsnormen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
stabe b derselben Verordnung genannten Erzeug- 
nisse entsprechen. Die Normen können insbesondere 
die Einteilung nach Güteklassen, die Verpackung, 
die Einlagerung, die Beförderung, die Aufmachung 
und die Kennzeichnung betreffen. 

Die Normen, ihr Anwendungsbereich sowie die 
Grundregeln für ihre Anwendung werden vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit festgelegt. 

Artikel 7 

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funk- 
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Eier und dieser Verordnung erforderlich ist, auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
die Inanspruchnahme der Regelung des aktiven Ver- 
edelungsverkehrs für die in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse, die zur Herstellung von in Artikel 1 
genannten Erzeugnissen bestimmt sind, ganz oder 
teilweise ausschließen. 

A r t i k e 1 8 

1. Für die Tarifierung der unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse gelten die Grundregeln 
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über die Auslegung und die besonderen Vor- 
schriften über die Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs. Das Zolltarifschema, das sich aus der 
Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in 
den Gemeinsamen Zolltarif übernommen. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vorbehaltlich einer vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem Ab- 
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages beschlossenen Ausnahme ist im 
Handel mit dritten Ländern folgendes untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben glei- 
cher Wirkung, 

— die Anwendung von mengenmäßigen Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung. 

Artikel 9 

1. Im Binnenhandel der Gemeinschaft ist folgendes 
untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben glei- 
cher Wirkung, 

— die Anwendung von Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen. 

2. Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft 
werden diejenigen der in Artikel 1 genannten 
Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung 
oder Bearbeitung Erzeugnisse verwendet worden 
sind, welche nicht unter Artikel 9 Absatz 2 und 
Artikel 10 Absatz 1 des Vertrages fallen. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten der 
Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Angaben 
werden nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung Nr. . . . festgelegt. 

Artikel 11 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 170/67 des Rates vom 
27. Juni 1967 über die gemeinsame Handelsrege- 
lung für Eieralbumin und Milchalbumin und zur 
Aufhebung der Verordnung Nr. 48/67/EWG 3 ), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1081/ 
71 4 ), wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die nach Absatz 1 aufge- 
hobene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
diese Verordnung. 

Die Verweisungen und Bezugnahmen auf die 
Artikel der genannten Verordnungen sind der 
Übereinstimmungstabelle in Anhang I zu ent- 
nehmen. 

Artikel 12 

Diese Verordnugn tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2596/67 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 116 
vom 28. Mai 1972, S. 9 
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Anhang I 


Übereinstimmungstabelle 


Verordnung (EWG) 
170/67 

Artikel 5 bis 
Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 


Vorliegende Verordnung 

Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 
Artikel 11 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Grundpreises 
und der Standardqualität für geschlachtete Schweine für die Zeit vom 
1 . November 1 974 bis 31 . Oktober 1 975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Schweinefleisch 1 ), insbesondere auf Artikel 
4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Grundpreises für geschlach- 
tete Schweine ist sowohl den Zielen der gemein- 
samen Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung 
zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels leisten will. Die ge- 
meinsame Agrarpolitik hat insbesondere zum Ziel, 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemes- 
sene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versor- 
gung sicherzustellen und die Belieferung der Ver- 
braucher zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der Grundpreis muß gemäß den Kriterien des 
Artikels 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. . . . für eine 
Standardqualität festgesetzt werden, die gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . zur 
Bestimmung des gemeinschaftlichen Handelsklassen- 
schemas für Schweinehälften 2 ) festgelegt ist. 

Es empfiehlt sich, als Standardqualität die reprä- 
sentativsten Handels- und Gewichtsklassen der Ge- 
meinschaftserzeugung heranzuziehen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Grundpreis höher festzusetzen als für den voraus- 
gegangenen Zeitraum - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine der Stan- 
dardqualität wird für die Zeit vom 1. November 1974 
bis zum 31. Oktober 1975 auf 97,65 Rechnungseinhei- 
ten je 100 kg festgesetzt. 


Artikel 2 

Als Standardqualität gilt die Qualität der Schweine- 
hälften der Handelsklasse II des in der Verordnung 
(EWG) Nr. . . . festgelegten gemeinschaftlichen Han- 
delsklassenschemas für Schweinehälften, mit Aus- 
nahme derjenigen mit einem Zweihälftengewicht 
von weniger als 70 kg oder von 160 kg und mehr. 


Artikel 3 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1133/74 des Rates 
vom 29. April 1974 zur Festsetzung des Grund- 
preises und der Standardqualität für geschlach- 
tete Schweine für die Zeit vom 1. November 1974 
bis 31. Oktober 1975 3 ), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2496/74 4 ), wird aufgehoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgeho- 
bene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 28 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 3. Oktober 1974, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für Schweinehälften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 
des Rates vom . . . über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Schweinefleisch 1 ), insbesondere auf Ar- 
tikel 2 und Artikel 4 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Jährlich muß vor dem 1. August ein Grundpreis 
für geschlachtete Schweine einer nach einem gemein- 
schaftlichen Handelsklassenschema für Schweinehälf- 
ten festgelegten Standardqualität festgesetzt werden. 

Daher sind Regeln festzulegen, die eine einheit- 
liche Einstufung der Schweinehälften sicherstellen. 

Diese Einstufung muß auf der Grundlage des Ge- 
wichts der Schweinehälften, der Speckdicke und der 
subjektiven Bewertung der Fleischfülle in den 
fleischtragenden Körperpartien, nämlich in Schinken, 
Kotelettsträngen, Schulter und Bauch oder auf der 
Grundlage einer objektiven Messung des Muskel- 
fleischanteils erfolgen. 

An Hand der genannten Methoden können ins- 
besondere fünf Handelsklassen bestimmt werden: 
E (extra), I (vollfleischig), II (fleischig), III (weniger 
fleischig), IV (Schweinehälften schwerer oder fetter 
Schweine) . 

Wegen der unterschiedlichen Gewichtsstreuung 
bei geschlachteten Schweinen in den Mitgliedstaaten 
muß den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben 
werden, die Gewichtsklassen unter 60 kg unberück- 
sichtigt zu lassen sowie in den Handelsklassen E, I, 
II und III die Anzahl der Gewichtsklassen zu be- 
grenzen, indem die Schweinehälften von 80 kg und 
darüber in der Handelsklasse E und von 90 kg und 
darüber in den Handelsklassen I, II und III zusam- 
mengefaßt werden. 

Um die Einführung einer Preisnotierung für ge- 
schlachtete Schweine auf einer gemeinsamen Grund- 
lage zu erleichtern und die Preisnotierungen mit dem 
für die Standardqualität geltenden Grundpreis ver- 
gleichbar zu machen, empfiehlt es sich, bei der Fest- 
stellung der Preisnotierungen für geschlachtete 
Schweine künftig das gemeinschaftliche Handels- 
klassenschema zugrunde zu legen, insbesondere im 
Hinblick auf die Bestimmung des in Artikel 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. . . . genannten Mittels der 
Preise für geschlachtete Schweine. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Das gemeinschaftliche Handelsklassenschema für 
Schweinehälften ist in Anhang I, die Grundlagen 
für die Einstufung der Schweinehälften sind in 
Anhang II enthalten. 

2. Abweichend von Absatz 1 können die Mitglied- 

staaten auf Antrag in Anbetracht der Besonder- 
heiten ihrer Schweineproduktion nach dem Ver- 
fahren des Artikels 24 der Verordnung (EWG) 
Nr. ermächtigt werden, 

a) Gewichtsklassen von weniger als 60 kg un- 
berücksichtigt zu lassen; 

b) — Gewichtsklassen für geschlachtete Schwei- 

ne von 90 kg und mehr in den Handels- 
klassen I, II und III durch eine einzige Ge- 
wichtsklasse für geschlachtete Schweine, 
deren Speckdicke folgende Werte nicht 
überschreitet, zu ersetzen: 

■ in der Klasse I: 35 mm, 

in der Klasse II: 40 mm, 

in der Klasse III: 45 mm; 

— Gewichtsklassen für geschlachtete Schwei- 
ne von 80 kg und mehr in der Handels- 
klasse E (extra) durch eine einzige Ge- 
wichtsklasse für geschlachtete Schweine, 
deren Speckdicke 25 mm nicht überschrei- 
tet, zu ersetzen. 

3. Die Mitgliedstaaten wenden eines der in Anhang 
II unter Abschnitt B genannten Verfahren zur 
Klassifizierung von Schweinehälften an. 


Artikel 2 

Vorbehaltlich etwaiger Ausnahmen, die der Rat auf 
Grund eines zeitweiligen Fehlens von repräsenta- 
tiven Notierungen für geschlachtete Schweine in 
einem Mitgliedstaat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit beschließt, wird als 
äußerster Termin für die Feststellung der Notierun- 
gen für geschlachtete Schweine nach dem gemein- 
schaftlichen Handelsklassenschema der 1. November 
1971 festgesetzt. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . 1974, S. . . . 
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Artikel 3 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verord- 
nung, insbesondere die Maßnahmen, die eine ein- 
heitliche Anwendung gewährleisten, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 24 der Verordnung 
(EWG) Nr. . erlassen. 


Artikel 4 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1Ö70 zur Bestimmung des ge- 
meinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
Schweinehälften 2 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2507/74 3 ), wird aufge- 
hoben. 

2. Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufge- 
hobene Verordnung gelten als Verweisungen auf 
die vorliegende Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 271 
vom 5. Oktober 1974, S. 1 
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Handels- 

klasse 


E 

extra 


I 

voll- 

fleischig 


II 

fleischig 


Anhang I 


Gemeinschaftliches Handelsklassenschema für Schweinehälften 


Unter- 

Zweihälften- 

Rückenspeckdicke 


Muskel- 

klasse 

gewicht 

Millimeter 

Beschreibung 

fleischanteil 


Kilogramm 



(v.H.) 

E AA 

35 bis unter 50 

bis 12 einschließlich 

mit 

55 und mehr 


50 bis unter 60 

bis 15 einschließlich 

hervorragender 



60 bis unter 70 

bis 15 einschließlich 

Ausbildung aller 



70 bis unter 80 

bis 20 einschließlich 

fleischtragenden 



80 bis unter 90 

bis 25 einschließlich 

Körperpartien 



90 bis unter 100 

bis 30 einschließlich 




100 bis unter 120 

bis 35 einschließlich 




120 bis unter 140 

bis 45 einschließlich 




140 bis unter 160 

bis 50 einschließlich 




160 und mehr 

bis 55 einschließlich 



I A 

35 bis unter 50 

bis 15 einschließlich 

mit sehr guter 

50 und mehr 


50 bis unter 60 

bis 18 einschließlich 

Ausbildung aller 



60 bis unter 70 

bis 20 einschließlich 

fleischtragenden 



70 bis unter 80 

bis 25 einschließlich 

Körperpartien 



80 bis unter 90 

bis 30 einschließlich 




90 bis unter 100 

bis 35 einschließlich 




100 bis unter 120 

bis 40 einschließlich 




120 bis unter 140 

l bis 50 einschließlich 




140 bis unter 160 

bis 55 einschließlich 




160 und mehr 

bis 60 einschließlich 



II A 

35 bis unter 50 

bis 19 einschließlich 

mit einer guten 

45 und mehr 


50 bis unter 60 

bis 22 einschließlich 

Ausbildung aller 



60 bis unter 70 

bis 25 einschließlich 

fleischtragenden 



70 bis unter 80 

bis 30 einschließlich 

Körperpartien 



80 bis unter 90 

bis 35 einschließlich 




90 bis unter 100 

bis 40 einschließlich 




100 bis unter 120 

bis 45 einschließlich 




120 bis unter 140 

bis 55 einschließlich 




140 bis unter 160 

bis 65 einschließlich 




160 und mehr 

i 

bis 70 einschließlich 

oder 


I B 

Gewicht und Speckdicke wie I . . . 

aber mit einer Ab- 





weichung in einer 





fleischtragenden 





Körperpartie 
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Handels- 

klasse 

Unter- 

klasse 

Zweihälften- 

gewicht 

Kilogramm 

Rücken speckdicke 
Millimeter 

Beschreibung 

Muskel- 
fleischanteil 
(v. H.) 

III 

III A 

35 bis unter 50 

bis 24 einschließlich 

mit 

40 und mehr 

weniger 


50 bis unter 60 

bis 27 einschließlich 

einer mittleren 


fleischig 


60 bis unter 70 

bis 30 einschließlich 

Ausbildung aller 




70 bis unter 80 

bis 35 einschließlich 

fleisch tragenden 




80 bis unter 90 

bis 40 einschließlich 

Körperpartien 




90 bis unter 100 

bis 45 einschließlich 





100 bis unter 120 

bis 50 einschließlich 





120 bis unter 140 

bis 60 einschließlich 





140 bis unter 160 

bis 70 einschließlich 





160 und mehr 

bis 75 einschließlich 

oder 



II B 

Gewicht und Speckdicke wie II . . . 

aber mit einer 






Abweichung 
in einer 

fleischtragenden 

Körperpartie 






oder 



I C 

Gewicht und Speckdicke wie I . . . 

aber mit einer 






Abweichung 






in zwei 






fleischtragenden 

Körperpartien 


IV 


alle Schweinehälften, die nicht in die oben beschriebenen Klassen 



eingestuft werden können 




1 

Schweinehälften von vollfleischigen Sauen 


2 

Schweinehälften von anderen Sauen 

V 


Schweinehälften von Ebern 
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Anhang II 


Grundlagen für die Einstufung von Schweinehälften 


A. Begriffsbestimmung 

1. „Schweinehälften" 

Ganze oder median geteilte Körper von ge- 
schlachteten Schweinen ohne Zunge, Borsten, 
Klauen und Geschlechtsorgane, nach Ausbluten 
und Ausweiden. 

2. „Sauen" 

Geschlachtete weibliche Hausschweine aller Ge- 
wichtsklassen, die mindestens einmal geferkelt 
haben. 

3. „Eber" 

Geschlachtete männliche Hausschweine aller Ge- 
wichtsklassen, die zur Zucht benutzt worden sind. 

4. „Gewicht" 

Gewicht der abgekühlten Schweinehälften 

5. „Muskelfleischanteil" 

Verhältnis zwischen dem Gewicht der durch voll- 
ständiges Zerlegen der Schweinehälfte erhalte- 
nen Muskeln und dem Gewicht dieser Schweine- 
hälfte. 

B. Die Klassifizierung der Schweinehälften erfolgt 
1. entweder: 


— durch Bewertung des Fettgewebe ante ils auf 
Grund der Rücken speckdicke gemäß Abschnitt 
C Nummer 1, bezogen auf das Gewicht der 
Schweinehälften, 

— und subjektive Bewertung der Fleischfülle in 
den fleischtragenden Körperpartien, nämlich 
in Schinken, Kotelettsträngen, Schulter und 
Bauch} 

2. oder Schätzung des Muskelfleischanteils auf 
Grund von Messungen der Speckdicke außerhalb 
der Mittellinie gemäß Abschnitt C Nummer 2 
und/ oder von anderen objektiven Messungen. 

C. Die Messungen der Speckdicke erfolgen 

1. entweder am Schlachttierkörper einschließlich 
Schwarte, in der Höhe der Fleischmasse an der 
Lende und auf der Höhe der letzten Rippe, wobei 
die größere Speckdicke dieser beiden Messungen 
maßgebend ist-, 

2. oder außerhalb der Mittellinie auf der Höhe der 
letzten Rippe nach einem Verfahren, welches die 
Bestimmung der Rückenspeckdicke in enger Be- 
ziehung zu der Speckdicke zuläßt, die nach dem 
vorstehend unter Nummer 1 genannten Verfah- 
ren ermittelt wird. 
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Reglement n° 146/67/CEE du 21 juin 1967 

Modifications: R.(CEE) n° 988/73 du 9 avril 1973 
R.(CEE) n° 1717/74 du 27 juin 1974 

Reglement (CEE) n° 2595/69 du 10 decembre 1969 

Reglement (CEE) n° 235/73 du 31 janvier 1973 

Modifications: R.(CEE) n° 1053/73 du 17 avril 1973 

R.(CEE) n° 2880/73 du 22 octobre 1973 

Reglement (CEE) n° 1349/72 du 27 juin 1972 

Modification: R.(CEE) n° 225/73 du 31 janvier 1973 

Reglement n° 145/67 CEE du 21 juin 1967 

Modification: R.(CEE) n° 1716/74 du 27 juin 1974 
Reglement (CEE) n° 2594/69 du 10 decembre 1969 

Reglement (CEE) n° 1619/68 du 15 octobre 1968 

Modifications: R.(CEE) n° 730/69 du 22 avril 1969 
R.(CEE) n° 1348/72 du 27 juin 1972 

Reglement (CEE) n° 237/73 du 31 janvier 1973 

Modification: R.(CEE) n° 2880/73 du 22 octobre 1973 

Reglement n° 170/67/CEE du 27 juin 1967 

Modification: R.(CEE) n° 1081/71 du 25 mai 1971 

Reglement (CEE) n° 274/73 du 31 janvier 1973 

Reglement (CEE) n° 1133/74 du 29 avril 1974 

Modification: R.(CEE) n° 2496/74 du 2 octobre 1974 

Reglement (CEE) n° 739/68 du 18 juin 1968 

Reglement (CEE) n° 897/69 du 13 mai 1969 
Reglement n° 133/67/CEE du 3 juin 1967 

Reglement (CEE) n° 2108/70 du 20 octobre 1970 

Modifications: Acte relatif aux conditions d'adhesion 
et aux adaptations des traites 
du 27 mars 1972, p. 14 

R. (CEE) n° 2507/74 du 2 octobre 1974 

Reglement (CEE) n° 234/73 du 31 janvier 1973 

Modification: R. (CEE) n° 2879/73 du 22 octobre 1973 


J. O. n° L 125 
J. 0.n°L 99 
J. O. n°L 181 

J. O. n° L 234 

J. O. n°L 29 
J. O. n° L 105 
J. O. n° L 297 

J. O. n° L 148 
J. O. n°L 27 

J. O. n°L125 
J. O. n° L 181 
J. O. n° L 324 

J. O. n°L258 
J.O.n°L 96 
J. 0.n°L148 

J. O. n°L 29 
J. O. n° L 297 

J. O. n°L130 
J. O. n° L 1 16 

J. O. n°L 29 

J. O. n° L 128 
J.O. n° L 268 

J. O. n° L 136 

J. 0.n°L116 
J.O.n°L 120 

J. O. n° L 234 

J. O. n°L 73 
J. O. n°L271 

J. O.n 0 L 29 
J. O. n° L 297 
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Begründung 


Die vorliegende Reihe von landwirtschaftlichen 
Rechtsakten ist die dritte Serie von Vorschlägen der 
Kommission über die Kodifizierung in den Sektoren 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch. 

Sie ist dazu bestimmt, dem kürzlich geäußerten 
Wunsch des Rates zu entsprechen, der in seiner Ent- 
schließung vom 26. November 1974 die Kommission 
auf gefordert hat, ihm Vorschläge konstitutiver Kodi- 
fizierung zu unterbreiten. 

Die Kodifikationsmethode ist dieselbe wie die bei 
den vorhergehenden Reihen von Rechtsakten ange- 
wandte Methode. 
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